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Vorbemerkung 

Für eine nachhaltige Raumordnung und Raumentwicklung in Rheinland-Pfalz bildet das Landesentwick-
lungsprogramm IV (LEP IV) den Gestaltungs- und Ordnungsrahmen. Im regionalen Raumordnungsplan 
(ROP) werden die Vorgaben durch das LEP für die jeweilige Planungsregion konkretisiert. Das LEP IV ist 
am 25. November 2008 in Kraft getreten. Gemäß § 10 (2) Landesplanungsgesetz (LPIG) sind nach Inkraft-
treten des LEP die regionalen Raumordnungspläne innerhalb von 3 Jahren fortzuschreiben und der Obers-
ten Landesplanungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 
In der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe wurde nach Inkrafttreten des LEP IV im Jahr 2008 der 
Beschluss zur Gesamtfortschreibung des ROP gefasst. 2009 jedoch wurde beschlossen, die Teilfortschrei-
bung Windenergienutzung vorzuziehen und mit der Gesamtfortschreibung des ROP anschließend fortzu-
fahren. 
Die in der Region vollzogenen Gemeindefusionen zu den Stichtagen 01.07.2019 und 01.01.2020 wurden 
nachrichtlich durch Anpassungen an Text, Karten und Tabellen berücksichtigt. 

 
I  Leitvorstellungen zur Raumordnung und Regionalentwicklung 

1 Aufgabe der Raumordnung 

Jeder anthropogene Eingriff ist mit Ansprüchen an den Lebensraum verbunden. Hieraus resultieren un-
terschiedliche Raumnutzungsinteressen, die sich teils überlagern oder in Konkurrenz zueinander treten 
können. Die heutige Ausprägung und Verteilung der Raumnutzungen, die Raumstruktur, ist das Ergebnis 
eines komplexen Zusammenspiels von naturräumlichen Gegebenheiten, gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen und ihrer staatlichen bzw. politisch-planerischen Regulierung. Ziel der Raum-
planung ist es, die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funkti-
onen in Einklang zu bringen, Vorsorge für einzelne Raumfunktionen und Raumnutzungen zu treffen und 
eine sozialgerechte Bodennutzung zu gewährleisten. Eine nachhaltige Raumentwicklung wird zunächst in 
Leitvorstellungen thematisiert und in Zielen und Grundsätzen, den Instrumenten der Raumordnung, kon-
kretisiert. 

Instrumente der Raumordnung 

Ziele 
Ziele sind landesplanerische Letztentscheidungen. Sie sind einer Auslegung und Abwägung nicht mehr 
zugänglich und stellen verbindliche Vorgaben für die Planungsträger sowie für Genehmigungen und Plan-
feststellungen dar, die in der Karte als Vorranggebiete ausgewiesen werden. Andere raumbedeutsame 
Funktionen/Nutzungen oder Ziele sind ausgeschlossen, soweit sie mit der vorrangigen Funktion/Nutzung 
oder Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind.1 Die Ziele sind zu beachten, die Bauleitpläne sind den 
Zielen anzupassen. Die Ziele der regionalen Raumordnung sind gemäß § 5 LPlG durch den Buchstaben „Z“ 
in der Randspalte zu kennzeichnen.2 
 
Grundsätze  
Grundsätze werden in der Karte als Vorbehaltsgebiete gekennzeichnet. Eine landesplanerische Letztent-
scheidung ist auf der Ebene der Regionalplanung nicht möglich und bleibt den nachfolgenden Verfahren 
überlassen. Grundsätzen ist bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Funktionen/ Nut-
zungen besonderes Gewicht beizumessen. Sie werden gemäß § 5 LPlG durch den Buchstaben „G“ gekenn-
zeichnet. 
 
 

 
1 Siehe LPIG, § 6 Abs. 2 Ziffer 1 
2 Siehe LPIG, § 5 
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Nachrichtliche Übernahmen  
Nachrichtliche Übernahmen kennzeichnen Ziele und Grundsätze, die nicht selbst formuliert, sondern 
übernommen werden. Sie sind mit dem Buchstaben „N“ zu kennzeichnen. Im ROP der Planungsgemein-
schaft Rheinhessen-Nahe findet eine nachrichtliche Übernahme in der Regel aus dem LEP IV statt.  

2 Rahmenbedingungen 

Raumstruktur 

Die Raumstruktur kennzeichnet das Erscheinungsbild der Region, welches durch die räumliche Verteilung 
von Bevölkerung, Arbeitsplätzen und Infrastrukturen in ihren Standorten und wechselseitigen funktional-
räumlichen Verflechtungen geprägt wird. 
Die Region Rheinhessen-Nahe wird gebildet durch die Landkreise Birkenfeld und Bad Kreuznach als Nahe-
Landkreise und durch die rheinhessischen Landkreise Mainz-Bingen und Alzey-Worms mit den kreisfreien 
Städten Mainz und Worms. 
Die Region Rheinhessen-Nahe wird durch vier Raumstrukturkategorien unterteilt: 
- Hochverdichtete Bereiche 
- Verdichtete Bereiche mit konzentrierter Siedlungsstruktur 
- Verdichtete Bereiche mit disperser Siedlungsstruktur 
- Ländliche Bereiche mit konzentrierter Siedlungsstruktur. 
 
Die landesplanerische Raumkategorisierung (LEP IV, Karte 1, S. 40) ordnet die Planungsregion Rheinhes-
sen-Nahe überwiegend dem verdichteten Raum zu. Der westliche Teil der Region wird aufgrund ländlicher 
Ausprägung dem ländlichen Raum zugeordnet (siehe Karte 1, S.9). Innerhalb der Raumkategorie „Verdich-
tete Bereiche“ werden bestimmte Teilräume aufgrund ihrer prosperierenden Entwicklung als „Hochver-
dichte Bereiche“ definiert (das Oberzentrum Mainz und sein Umland). 
Die Raumstruktur der Region Rheinhessen-Nahe stellt sich zweigeteilt dar. Während der Ostteil von dem 
hochverdichteten Raum um das Oberzentrum Mainz dominiert wird, befinden sich im Westen der Region 
in den Landkreisen Birkenfeld und Bad Kreuznach, westlich von Bad Sobernheim die ländlichen Bereiche 
mit konzentrierter Siedlungsstruktur um die Städte Birkenfeld, Baumholder, Idar-Oberstein, Kirn, Bad 
Sobernheim und Meisenheim. Die Landkreise Alzey-Worms, Mainz- Bingen und der östliche Teil des Land-
kreises Bad Kreuznach liegen im Einzugsbereich des Oberzentrums Mainz, das innerhalb von 30 PKW-
Minuten erreichbar ist. 

Demographie 

Die Bevölkerungsentwicklung in der Region Rheinhessen-Nahe zeigt ein sehr heterogenes Bild. Trotz der 
niedrigen Geburtenziffer und des damit verbundenen negativen natürlichen Saldos stieg die Einwohner-
zahl in der Region Rheinhessen-Nahe von 2011 bis 2018 um knapp 4,11 % (+ 34.753 Einwohner). Dies ist 
ausschließlich durch den positiven Wanderungssaldo begründet. Während im Naheraum die Bevölke-
rungszahlen rückläufig sind, nimmt die Einwohnerzahl im rheinhessischen Raum kontinuierlich zu. Diese 
gegenläufige Entwicklung führt dazu, dass insgesamt in der Region Rheinhessen-Nahe kein Bevölkerungs-
rückgang zu verzeichnen ist. 
Die Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Landesamts aus dem Jahr 2017 geht davon aus, 
dass bis zum Jahr 2030 die Gesamtzahl der Einwohner in der Region Rheinhessen-Nahe um etwa 10.000 
Personen zunehmen wird. Die Modellrechnung bis 2030 zeigt auch, dass die Bevölkerungszahl im ländli-
chen Raum der Region um ca. 8.500 Personen abnimmt (- 7%). Der rheinhessische Raum bleibt nach wie 
vor Zuzugsgebiet und kann im selben Zeitraum um rund 18.500 Personen wachsen. Für die gesamte Re-
gion Rheinhessen-Nahe ist davon auszugehen, dass die Bevölkerung ab 2030 leicht und ab dem Jahr 2035 
stark zurückgehen wird. 
Der Anstieg der Einwohnerzahl in der Region Rheinhessen gründet vor allem in der Migration, regionaler 
Wanderung und gestiegener Geburtenraten. Dagegen ging in den Jahren 2011 – 2017 die Einwohnerzahl 
im Landkreis Birkenfeld um rund 1.600 Personen. Dieser Trend wird sich in den kommenden Jahren noch 
verschärfen. Im ROP sollen daher Maßnahmen ergriffen werden, die diesen Trend abschwächen. 
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Auffällig ist, dass der Anteil an älteren Menschen zunehmen wird. Der Altersaufbau der Regionsbevölke-
rung wird sich also gravierend verschieben. Hieraus resultierende Veränderungen haben weitreichende 
Konsequenzen. So wird die Schülerzahl stark zurückgehen und der Bedarf an Schulplätzen abnehmen. 
Dagegen wird das Betreuungsangebot für ältere Menschen stark ausgebaut werden. Die demographi-
schen Veränderungen haben Folgen für die Sicherung der Daseinsvorsorge. Beispielsweise werden die 
Kosten für die Sicherung der Daseinsvorsorge und die Bereitstellung und den Erhalt der Infrastruktur stei-
gen. Die Zahl der Arbeitskräfte stagniert bereits. Sie wird aufgrund der älter werdenden Bevölkerung wei-
ter zurückgehen und muss durch eine höhere Erwerbsbeteiligung aufgefangen werden. 

3 Leitvorstellungen 

Siedlungsentwicklung 

Die zukünftige Siedlungsentwicklung wird maßgeblich vom fortlaufenden demographischen Wandel in 
der Ausrichtung und Ausprägung beeinflusst. 

Dem tritt die Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe (PGRN) mit drei neuen Planungsansätzen entge-
gen: 

1. Die Einführung eines Bedarfswertes für die Wohnbauflächenausweisung auf der Ebene der Bau-

leitplanung. Zukünftig wird der Wohnbauflächenbedarf auf der Ebene der Bauleitplanung von 

der Planungsgemeinschaft ermittelt und dementsprechend ein Bedarfswert vorgegeben. 

2. Die Darstellung von weiteren Wohnbauflächen in den Flächennutzungsplänen darf diesen Be-

darfswert nicht überschreiten. Dabei bleibt Z 31 des LEP IV (Innen- vor Außenentwicklung) unbe-

rührt. 

3. Der Schwerpunkt „Wohnen“ wird sich primär an den zentralen Orten und den übrigen festgeleg-

ten „W“-Gemeinden orientieren. Die „W“-Gemeinden außerhalb der zentralen Orte werden von 

der PGRN festgelegt. Alle anderen Gemeinden werden als „Gemeinden ohne besondere Funkti-

onszuweisung“ definiert und dürfen nur für den Eigenbedarf Wohnbauflächen entwickeln, je-

doch nicht mehr als 2 Wohneinheiten je 1.000 Einwohner und Jahr. 

 
Daseinsvorsorge 

Der Regionalplan schafft mit seinen Leitlinien und Zielen die Voraussetzungen für eine zukunftsorientierte 
Siedlungsentwicklung, die die Versorgung und Mobilität der Bevölkerung unter Berücksichtigung der Bar-
rierefreiheit langfristig sichert. 

Grundlage für eine gesicherte Daseinsvorsorge ist eine Siedlungsstruktur, die dem Prinzip der dezentralen 
Konzentration folgt. Grundlage hierfür bildet das Zentrale-Orte-Konzept, das auch in Zukunft als Stand-
ortsystem der Einrichtungen der Daseinsvorsorge die Stütze einer effizienten räumlichen Bündelung von 
Einrichtungen und Dienstleistungen darstellt. Unter Berücksichtigung der Modellrechnungen des Statisti-
schen Landesamtes (mittlere Variante) zur demographischen Entwicklung sollen in allen Landesteilen ent-
sprechende Versorgungsfunktionen in Gemeinden mit zentralörtlicher Bedeutung sichergestellt werden, 
um den Prinzipien von gleichwertigen Lebensbedingungen und von Nachhaltigkeit Rechnung zu tragen. 
Die »dezentrale« räumliche Verteilung der Gemeinden mit zentralörtlichen Funktionen soll sicherstellen, 
dass erforderliche Versorgungseinrichtungen von der Bevölkerung im ganzen Land in zumutbarer Erreich-
barkeit vorzufinden sind. Anstelle einer Erweiterung der Standorte mit zentralörtlicher Bedeutung, die 
nur über eine mangelhafte Angebotsstruktur verfügen, ist eine Beschränkung auf eine ausreichende Zahl 
von qualitativ gut ausgestatteten und erreichbaren Versorgungsstandorten anzustreben (LEP IV, 2008, S. 
83). Um für mehr Ausgleich und Synergien zwischen den Grundzentren zu sorgen, wurde die Kategorie 
„Verbund Kooperierenden Grundzentren“ in Anlehnung an das LEP IV eingeführt. 
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Einzelhandel 

Einzelhandel und Dienstleistung sichern nach wie vor die Funktionsfähigkeit des „Zentrale-Orte-Systems“ 
und somit das zentralörtliche Versorgungsgefüge. Um dem Funktionsverlust der Stadt- und Ortskerne ent-
gegenzuwirken, bildet die Steuerung des großflächigen Einzelhandels durch die Landes- und Regionalpla-
nung, die durch Vorgaben im Landesplanungsgesetz und im LEP IV 2008 gestützt wird, eine nachhaltige 
Sicherung der funktionalen Gefüge in den Städten. 

Der Einzelhandel nimmt traditionell im Städtebau und in der Stadtentwicklung eine Sonderstellung ein. Er 
nimmt besonderen Einfluss auf: 
 
- die Stadtstruktur (Belebung der Innenstädte, der Nebenzentren sowie lokale Zentren), 
- den Verkehr (motorisierter Einkaufsverkehr, öffentlicher Personennahverkehr, Lieferverkehr, 
 ruhender Verkehr, Fuß- und Radverkehr), 
- die Stadtgestaltung und -entwicklung (öffentlicher Raum, Denkmalschutz, Dimensionen) und 
-  die soziale Integration (Nahversorgung, Kommunikation). 
 
Hierbei spielt der großflächige Einzelhandel eine zentrale Rolle. Er ist und bleibt sowohl auf kommunaler 
als auch auf regionaler Ebene ein konfliktträchtiger Planungsbereich. Die Attraktivität der Städte und Re-
gionen wird an die dargebotene Funktionsvielfalt, die vorwiegend durch die Wohn-, Arbeits-, Kultur-, und 
Handelsangebote bestimmt wird, gemessen. Die Regionalplanung orientiert sich bei der Steuerung des 
überörtlichen großflächigen Einzelhandels in erster Linie an der raumverträglichen Sicherung einer mög-
lichst wohnortnahen Grundversorgung. Die veränderten Siedlungs- und Bevölkerungsstrukturen sowie 
die Bereitstellung von Gütern des täglichen Bedarfs spielen hierbei eine wichtige Rolle. Dieses erfordert 
integrierte Lagen des Einzelhandels zu erhalten und zu stärken, damit nicht immer größere Bevölke-
rungsteile auf die Nutzung motorisierter Verkehrsmittel angewiesen sind. Eine weitere anhaltende Verla-
gerung des Einzelhandels auf PKW-orientierte Standorte auf der grünen Wiese würde die mit Handel, 
Dienstleistungen und Wohnen genutzten urbanen Ortskerne in ihrer Funktion und Lebensqualität dauer-
haft schwächen. 
Die zentrale Aufgabe der Landes- bzw. Regionalplanung liegt darin, die wohnortnahe Versorgung zu er-
halten, rein PKW-orientierte Standorte zu vermeiden, sowie zentral und innerörtlich gelegene Standorte 
zu fördern (zentrale Versorgungsbereiche). Die flächendeckende Sicherung einer wohnortnahen und qua-
litativ gleichwertigen Versorgung mit Dienstleistungen und Waren des täglichen Bedarfs soll durch die 
zentralen Orte in den Nahbereichen und durch Aufgabenteilung in den grundzentralen Verbünden wahr-
genommen werden. Somit bleibt die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben grundsätzlich 
den zentralen Orten vorbehalten. 
Auf dieser Grundlage werden im Folgenden differenzierte Grundsätze und Ziele für die raumverträgliche 
Ansiedlung des großflächigen Einzelhandels definiert und Hinweise für Erweiterungsvorhaben formuliert. 
Die Planungsgemeinschaft ist lediglich für die Steuerung des großflächigen Einzelhandels in der Region 
zuständig. 

Freiraumstruktur 

Bedeutung des Freiraums 
Der heute in der Region Rheinhessen-Nahe für die Bevölkerung erlebbare, nicht bebaute Freiraum ist in 
weiten Teilen gestaltete und genutzte Kulturlandschaft. Sie tritt insbesondere in Rheinhessen als Agrar-
landschaft in Erscheinung, im Naheraum ist sie durch größere Waldgebiete, Grünland und Ackerflächen 
geprägt. Die Kulturlandschaften werden in vielfältiger Weise wirtschaftlich genutzt: Land- und Forstwirt-
schaft dominieren. Auch Wasserwirtschaft und Rohstoffgewinnung sind von Bedeutung. In den letzten 
zwei Jahrzehnten findet im Freiraum zunehmend auch Stromerzeugung aus regenerativen Energiequellen 
statt. Hier sind insbesondere Windenergie-, Fotovoltaik-, und Biomasseanlagen zu nennen. Gleichzeitig 
erfüllen Freiräume wichtige ökologische Funktionen. Sie bieten Lebensräume für Tiere und Pflanzen, sind 
von Bedeutung für die Minderung siedlungsklimatischer Wärmebelastungen, stabilisieren den Wasser-
haushalt und nehmen das Hochwasser der Bäche und Flüsse auf. Nicht zuletzt dienen sie den Menschen 



5 

als Erholungsräume oder sie sind Grundlage für den Tourismus im ländlichen Raum, insbesondere im Na-
heraum aber auch in Rheinhessen. Insgesamt erbringen Freiräume vielfältige ökologische, wirtschaftliche 
und soziale Leistungen für die Menschen. 
In den Verdichtungsräumen Mainz bis Bingen, Bingen bis Bad Kreuznach und Mainz bis Worms erfahren 
noch vorhandene Freiräume einen immer größeren Bedeutungszuwachs im Hinblick auf die sogenannten 
weichen Standortfaktoren. Gerade in prosperierenden und sich dynamisch entwickelnden Wirtschafts-
räumen ist die weitere Entwicklung von Natur und Landschaft von großer Bedeutung für die Sicherung 
der Umweltqualität für die dort lebende Bevölkerung. 

Natur und Landschaft, natürliche Ressourcen sowie wirtschaftliche und ökologische Raumfunktionen si-
chern und entwickeln 
Die vielfältigen raumbedeutsamen Entwicklungen, insbesondere Siedlung, Verkehr, Hochwasserschutz-
maßnahmen und eine moderne hochmechanisierte Landbewirtschaftung, Freizeitinfrastruktur, das Vo-
ranschreiten der neuen Energieinfrastrukturen und neue Rohstoffgewinnungsgebiete wirken nicht nur 
gestalterisch auf die noch vorhandene Natur und Landschaft, sondern führen zu komplexer erscheinen-
den Raumnutzungsmustern. Diese vielfältigen Nutzungen und Funktionen sollen in der Region so mitei-
nander koordiniert und aufeinander abgestimmt werden, dass Natur und Landschaft ebenso wie die na-
türlichen Ressourcen geschont und ökologisch bedeutsame Raumfunktionen erhalten bleiben. Nicht ver-
meidbare Beeinträchtigungen sollen möglichst ausgeglichen werden. 
Freiräume sind in vielen Gebieten der Region multifunktional geprägt. Die unterschiedlichen, sich zum Teil 
vielfach überlagernden Freiraumnutzungen und Funktionen, müssen im Sinne der Daseinsvorsorge, raum- 
und umweltverträglich koordiniert und aufeinander abgestimmt werden. Im Regionalplan sollen nach 
Maßgabe der Landesplanung hierfür Vorrang- und Vorbehaltsgebiete, Ressourcenschutzgebiete und mul-
tifunktionale regionale Grünzüge ausgewiesen werden. Die im Regionalplan eingesetzten Instrumente 
sollen dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit von Natur- und Landschaft zu erhalten, raumbedeutsame 
natürliche Ressourcen wie Wasser und Boden, sowie ökologische Funktionen zu sichern und zu entwi-
ckeln. 
Für die Trinkwasserversorgung sind quantitativ und qualitativ besonders bedeutsame Grundwasservor-
kommen zu sichern. Beim Hochwasserschutz an Rhein und seinen Nebenflüssen sollen vorsorgend Über-
flutungsräume gesichert und von weiterer Besiedelung freigehalten werden. Die Landwirtschaft braucht 
die Voraussetzungen um leistungs- und wettbewerbsfähig zu bleiben. In der Forstwirtschaft sollen raum-
bedeutsame Waldfunktionen gesichert werden. Thermisch belastete Räume und Siedlungen benötigen 
Ausgleichsflächen für die Frisch- und Kaltluftzufuhr. Für den Arten- und Biotopschutz sollen wichtige 
Räume für den Biotopverbund gesichert werden, dazu gehören auch Wildtierkorridore. 
Neben der Sicherung kommt der Entwicklung von Natur und Landschaft für eine nachhaltige Regionalent-
wicklung eine große Bedeutung zu. Belange von Natur- und Landschaft und andere Raumnutzungsansprü-
che können in einem aktiven Dialogprozess unter Beteiligung der Bevölkerung umweltverträglich aufei-
nander abgestimmt werden. Das Profilieren der noch vorhandenen Freiräume dient, wie im Masterplan 
Regionalpark Rheinhessen beispielhaft aufgezeigt, auch der Sicherung der Attraktivität der regional und 
landesweit bedeutsamen Wirtschaftsstandorte. Auch im Hunsrück können die regionalen Stärken der Na-
tionalparkregion Hunsrück oder der Naturparkregionen "Soonwald-Nahe" und "Saar-Hunsrück" durch ge-
eignete Entwicklungskonzepte z.B. Masterplan oder Regionale Entwicklungskonzepte profiliert werden. 
Sie können wichtige Entwicklungsimpulse geben und zum Ausgleich unterschiedlicher Interessen beitra-
gen. 
 

Nachhaltige Rohstoffsicherung 

Das Land Rheinland-Pfalz will für die zukünftige Rohstoffsicherung in der Landes- und Regionalplanung 
neue Wege beschreiten. Hierzu wurde mit Unterstützung durch die Landesregierung ein Pilotprojekt in 
der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe durchgeführt. Ziel war es, gemeinsam mit allen Beteiligten 
(Land, Fachbehörden, Rohstoffverbände, Kammern, Unternehmen und Bürgerinitiativen) in einem 
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offenen Dialog ein abgestimmtes und ausgewogenes Rohstoffsicherungskonzept zu entwickeln, das dem 
Ausgleich der Interessen dient, Schutzziele umsetzt und die Akzeptanz für die Rohstoffförderung erhöht. 
Dabei wurde berücksichtigt, dass sich die Akzeptanz des Rohstoffabbaus verändert hat: In den letzten 
Jahren wurden etliche neue Bürgerinitiativen gegründet, die sich gegen die Auswirkungen bzw. Begleit-
umstände des Rohstoffabbaus wenden. Die Forderung von Bürgerinnen und Bürgern nach transparenten 
Entscheidungsprozessen in der Planerstellung nimmt dabei ebenso zu wie die Entschlossenheit gegen ei-
nen regionalen Raumordnungsplan zu klagen, wenn diese Transparenz nicht gegeben ist. Dies beginnt 
schon bei der Fachplanung durch das Landesamt für Geologie und Bergbau (LGB), das die Grundlage, die 
Rohstoffpotenzialflächen für den regionalen Raumordnungsplan, liefert und setzt sich in einem guten Pro-
zess der Planung fort. 
Entscheidend bei der Planung sind auch unterschiedliche Zeithorizonte: 
Ein wesentlicher Unterschied besteht in der Gültigkeit eines Regionalplanes von rund 10 Jahren und den 
deutlich längeren Zeiträumen, in denen sich Investitionen von Rohstoffunternehmen amortisieren müs-
sen. Das bedeutet für die Regionalplanung, dass ein Planinstrument entwickelt werden muss, mit dem 
eine langfristige Rohstoffsicherung im Unternehmensinteresse bei gleichzeitiger Freiraumsicherung im 
Interesse der Bürgerinnen und Bürger bzw. den betroffenen Kommunen möglich ist. Der Weg des Pilot-
projektes führte über einen mehrstufigen Dialogprozess mit allen Akteuren, in dem rohstoffspezifische 
und umweltrelevante Aspekte jeweils über einen fachlichen Kriterien-Katalog ermittelt wurden. Transpa-
rente rohstoffspezifische Kriterien wie Qualitäten und Eignungen sowie Umweltkriterien (Raumwider-
standskriterien) ermöglichten eine sachliche Basis für einen Interessensausgleich und eine ausgewogene 
Rohstoffsicherung. Die Informationen zur Eignung der Rohstoffe und der Mengenzielwerte, als eine 
Grundlage zur Bestimmung der Flächenkulisse für die Rohstoffsicherung wurden dabei vom Landesamt 
für Geologie und Bergbau als ein wesentliches Ergebnis des Modellprojektes fachplanerisch ermittelt. 

Energieversorgung 

Energie ist inzwischen zum elementaren Grundbedarf jeglichen gesellschaftlichen Handelns geworden. 
Für die Zukunft soll die Energieversorgung gleichermaßen bezahlbar wie klimaschonend werden und 
gleichzeitig sollen die konventionellen Energieträger schrittweise durch regenerative Energien ersetzt 
werden. Der weitere Ausbau erneuerbarer Energien ist somit unumgänglich. 
In den letzten Jahren wurden durch eine gesetzlich verankerte Förderung und monetäre Anreize Investi-
tionen und somit der Ausbau erneuerbarer Energien in Deutschland erfolgreich forciert. Dieser Ausbau ist 
mit der Inanspruchnahme von Flächen, Nutzungskonkurrenzen und Raumimplikationen verbunden. Der 
Ausbau besonders bedeutsamer und raumrelevanter erneuerbarer Energien wie der Windenergie, aber 
auch der großflächigen Photovoltaik, findet auf der regionalen Ebene statt. Daher sind gerade auf dieser 
Ebene Strategien zu entwickeln, um die erforderlichen Flächenansprüche mit den konkurrierenden Belan-
gen wie Tourismus, Naturschutz oder Landwirtschaft in Einklang zu bringen. 
Im Rahmen der neu formulierten Klimaschutzziele liegt ein Schwerpunkt der regionalplanerischen Aufga-
ben in der Steuerung des Ausbaus der Wind- und Solarenergienutzung. Die Regionalplanung steht hierbei 
vor besonderen Herausforderungen, um ihre Steuerungsaufgabe in hinreichender Weise wahrzunehmen.  
 
Dem Ausbau der erneuerbaren Energien wird sowohl auf Bundes- wie auch auf Landesebene aktuell eine 
sehr hohe Bedeutung eingeräumt. Die Bereitstellung von Flächen, die Schaffung von Planungssicherheit 
für Planungsträger, die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren und der Abbau von Hindernissen 
sind derzeit Gegenstand von Gesetzgebungsverfahren (z.B. Wind-an-Land-Gesetz oder 4. Teilfortschrei-
bung LEP IV).  
Die Regionalplanung spielt dabei eine große Rolle hinsichtlich der Flächensicherung und des Erreichens 
der formulierten Klimaschutzziele. Die 4. Teilfortschreibung LEP IV sieht vor, eine dynamische Entwicklung 
beim Zubau von Freiflächenphotovoltaik zu erreichen, indem Ausbauziele bis zum Jahr 2030 festgelegt 
werden. Ziel ist ein Netto-Ausbau von 500 MW Photovoltaik und 500 MW Windenergie pro Jahr. Es wird 
bis zum Jahr 2030 das Ziel angestrebt, 100 % des Strombedarfes aus erneuerbaren Energien zu decken.  
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Mit dem sogenannten Wind-an-Land-Gesetz hat der Bundestag verbindliche Flächenziele vorgegeben, 
demnach müssen bis zum 31.12.2032 2,2 % der Landesfläche von Rheinland-Pfalz für Windenergie pla-
nungsrechtlich gesichert sein. 
Beim Ausbau von Photovoltaik hat die Regionalplanung hierzu den Auftrag von der Landesregierung min-
destens Vorbehaltsgebiete für Photovoltaik festzulegen. In der vorliegenden 3. Teilfortschreibung des 
ROP kommt die Regionalplanung diesem Auftrag nach. Der überwiegende Anteil dieser Gebiete liegt in 
den landwirtschaftlich und strukturell benachteiligten Gebieten der Region. 
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II  Ziele und Grundsätze der Raumordnung zu Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur 

1 Landesplanerische Rahmenbedingungen 

1.1 Raumstruktur 

 
Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. Die Anpassungen in Karte 1 beruhen auf 
Änderungen im Kapitel 2.3.2 Zentrale Orte.
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Karte 1: Raumstrukturgliederung3 

 
3 Anpassung der Nahbereiche Bad Kreuznach, Rüdesheim und Waldböckelheim infolge von Änderungen im Kapitel 2.3.2 
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1.2 Demographische Entwicklung  
 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
 

2 Entwicklung von Räumen und Siedlungen 

2.1 Landesweit bedeutsame Entwicklungsbereiche und Entwicklungsschwerpunkte 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 

2.2 Siedlungsstruktur - Siedlungsentwicklung 

Raumstrukturelles Organisationsprinzip 

G 12 Die regionale Siedlungsstruktur soll entsprechend dem Bedarf an Wohn- und Arbeitsstätten 
sowie Handels-, Dienstleistungs- und Infrastruktureinrichtungen unter Berücksichtigung 
folgender Grundsätze weiterentwickelt werden: 

 - Die Besiedlung soll dem Prinzip der dezentralen Konzentration in ausgewählten Schwer-
punkten für Wohnen, Arbeiten, Einkaufen und der Inanspruchnahme von bedarfsge-
rechten, an der Bevölkerungsstruktur ausgerichteten Infrastruktureinrichtungen, fol-
gen.  

 - Die Entwicklung, Sanierung und Revitalisierung von Innenstädten, Wohnquartieren und 
Dorfkernen ist eine städtebauliche Daueraufgabe, die auch einen Beitrag zum Erhalt von 
Orts- und Landschaftsbildern leistet. 

 - Durch dezentrale Schwerpunktbildungen sollen das Verkehrsaufkommen begrenzt und 
die Voraussetzungen für ÖPNV- Anbindungen, unter Berücksichtigung der Barrierefrei-
heit, verbessert werden. 

 - Andererseits sollen insbesondere an den Haltestellen des Schienenpersonenverkehrs 
Möglichkeiten zur verdichteten Bebauung genutzt werden. 

 - Zwischen den Siedlungen sollen ausreichend Freiflächen belassen werden. Dies dient 
der Gliederung des Siedlungsraumes. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 12: 
Arbeiten, Wohnen, Versorgen, Bilden und Erholen sind die Daseinsfunktionsbereiche, welche bei der Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse im siedlungs- und raumstrukturellen Kontext auf Ebene der Landes- und Regionalplanung 
funktional auszugestalten sind. 
 
Der regionalen Siedlungsstruktur liegt nach wie vor das Prinzip der dezentralen Konzentration in Form des punktachsialen 
Siedlungssystems zu Grunde. Dieses besteht aus einem hierarchisch gestuften System zentraler Orte (Oberzentrum, Mit-
telzentren, Grundzentren), die durch Verkehrsachsen miteinander verbunden sind. Das System der zentralen Orte wird 
ergänzt um Gemeinden mit besonderen Funktionen, nämlich Wohnen und Gewerbe.  
 
Oberzentren und Mittelzentren sind durch das Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) festgelegt. Der Regionalplan weist 
darüber hinaus Grundzentren aus. Zentrale Orte übernehmen überörtliche Aufgaben für ihr Versorgungsgebiet. Die zent-
ralen Orte höherer Stufe nehmen gleichzeitig die Grundversorgung für ihren Nahbereich wahr. 
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2.2.1 Gemeindefunktionen 

G 13 Die Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung sollen unter Beachtung einer land-
schaftsgerechten Ortsgestaltung und der Bewahrung der nachhaltigen Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes 

 

 - Wohnungen für den örtlichen Bedarf (Eigenentwicklung) bereitstellen, 
 

 - die Voraussetzungen für die Sicherung und Erweiterung ortsansässiger Betriebe schaf-
fen, 
 

 - die wohnungsnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs 
planerisch ermöglichen, 
 

 - die Bedingungen für Erholung, kulturelle Betätigung und das Leben in der Gemein-
schaft verbessern. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 13: 
Zur Eigenentwicklung einer Gemeinde gehören insbesondere die Befriedigung des Wohnungsbedarfs für die ortsgebun-
dene Bevölkerung und der daraus resultierende Bauflächenbedarf. Der Eigenbedarf ergibt sich im Wesentlichen aus:  
- dem Bedarf aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung, 
- den steigenden Wohnungsansprüchen der ortsansässigen Bevölkerung (Verminderung der Einwohner pro Wohneinheit), 
- den steigenden Wohnflächenansprüchen und 
- dem Ersatzbedarf infolge Sanierungsmaßnahmen und Umnutzung des Wohnungsaltbestandes.  
Im Übrigen wird auf die Ausführungen in der Begründung zu G 26 im LEP IV verwiesen. 
 
Siehe hierzu insbesondere Kapitel 2.2.4 Siedlungsentwicklung - Bedarfswerte für die Wohnbauflächenausweisung. 
 
Da sich der Eigenbedarf an den begründeten Entwicklungschancen der Gemeinde im Siedlungszusammenhang und den 
demografischen Rahmenbedingungen sowie an den überörtlichen Erfordernissen orientiert, ist ein örtlicher Bedarf grund-
sätzlich dann nicht gegeben, wenn er durch den nach Z 20 für die Flächennutzungsplanung festgelegten 
Wohnbauflächenbedarfswert abgedeckt werden kann. Nur in begründeten Fällen kann dann noch ein weitergehender 
örtlicher Bedarf gegeben sein (siehe dazu G 26 LEP IV und Z 20 S. 5). 
 
Durch Z 20 S. 5 wird sichergestellt, dass der Eigenentwicklungsbedarf im Sinne von G 26 LEP IV und G 13 1. Spiegelstrich 
auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Z 20 S. 5 (Härtefall) gedeckt werden kann. 

 

2.2.2 Besondere Funktion Wohnen 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
 

2.2.3 Besondere Funktion Gewerbe 

Z 16 Der regionale Raumordnungsplan weist Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe 
aus (siehe Anlage 1), die aufgrund ihrer Lage, infrastruktureller Ausstattung und zentralört-
licher Funktion geeignet sind. 

 

Z 17 Darüber hinaus werden Wirtschaftsachsen definiert, die überregionale sowie regionale Be-
deutung haben. Dies sind die Bereiche entlang der A 60, A 61, A 62 und A 63 sowie entlang 
der B 9 (zwischen Worms und Mainz) und der B 41 (zwischen Bad Kreuznach und der An-
schlussstelle zur A 62). 
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GN 17a Das bestehende Angebot an Gewerbe- und Industrieflächen soll vorrangig genutzt werden. 
 

G18 Neuansiedlungen von Gewerbe- und Industriebetrieben sowie Dienstleistungseinrichtun-
gen sollen grundsätzlich an solchen Standorten konzentriert werden, die mit den Anforde-
rungen der Freiraumsicherung in Einklang gebracht werden können und den Möglichkeiten 
des Infrastrukturausbaus entsprechen. Dies sind die Standorte in den Gemeinden mit be-
sonderer Funktion Gewerbe und die im regionalen Raumordnungsplan festgelegten Vor-
ranggebiete Gewerbe. 
 

Z 18a Die Vorranggebiete für Gewerbe zeichnen sich durch eine hervorragende Standortqualität, 
aus. Sie dienen der Ansiedlung von groß- und mittelflächigen Industrie- und Gewerbebe-
trieben, die nur in Industrie- und Gewerbegebieten sowie Urbanen Gebieten zulässig sind. 
Diese Vorranggebiete für Gewerbe sind im Regionalen Raumordnungsplan zeichnerisch 
festgelegt. Einzelhandel, Vergnügungsstätten, Sport- und Freizeitanlagen, Versammlungs-
stätten sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind an 
diesen Standorten nicht zulässig. Ausnahmen gelten lediglich für Verkaufsstätten von In-
dustrie- und Gewerbebetrieben im vorstehend genannten Sinne, die am Gewerbestandort 
Waren produzieren (Werksverkauf). Bestandsnutzungen und vorhandenes Baurecht genie-
ßen erweiterten Bestandsschutz. 
 

Z 18b  Die bauleitplanerische Neuausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten im Sinne der 
§§ 8 und 9 BauNVO ist nur in den Gemeinden mit der Funktion Gewerbe und in den Vor-
ranggebieten für Gewerbe zulässig zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von Frei-
raumflächen für Zwecke der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung. Gleiches gilt für 
Neuausweisungen in Urbanen Gebieten mit sonstigen Gewerbebetrieben im Sinne des § 6a 
BauNVO einschließlich störender Dienstleistungsunternehmen und störender Handwerks-
betriebe mit überörtlicher Servicefunktion. Zudem ist vor der Neuausweisung der zuvor ge-
nannten Baugebiete ein Nachweis gegenüber der Planungsgemeinschaft in Form einer be-
gründeten Bestands- und Potenzialanalyse der Gewerbeflächen zu erbringen, dass keine 
geeigneten Brach- oder Konversionsflächen oder bereits wirksam ausgewiesene Gewerbe-
flächen verfügbar sind.  
 

Z 18c Sofern im Rahmen einer Bestands- und Potenzialanalyse der Gewerbeflächen nachgewie-
sen wird, dass weder in den Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe noch in den 
Vorranggebieten für Gewerbe geeignete Flächen verfügbar sind, ist eine Neuausweisung 
von Industrie- und Gewerbegebieten und Urbanen Gebieten im oben genannten Sinne aus-
nahmsweise auch an anderer Stelle zulässig. Hierfür ist eine vertraglich abgestimmte, in-
terkommunale Planung mit einer Gemeinde mit der besonderen Funktion Gewerbe erfor-
derlich, in der sich die kooperierenden Gemeinden über den Kosten-Nutzen-Ausgleich der 
Gewerbesteuereinnahmen vertraglich geeinigt haben. 
 

G 18d Standorte für Industrie- und Gewerbebetriebe sollen bei Bedarf in Kooperation mit Nach-
bargemeinden auf der Grundlage einer interkommunal abgestimmten Ausweisung entwi-
ckelt werden um Synergie- und Clustereffekte und die damit verbundene reduzierte Flä-
chenneuinanspruchnahme zu erreichen. 
 

G 18e Die Gewerbeflächenentwicklung soll dazu auf kommunaler oder interkommunaler Ebene 
durch die Träger der Bauleitplanung aufgrund eines mit der Regionalplanung abgestimmten 
Gewerbeflächenkonzepts vorbereitet werden, das Bestandteil eines Flächenmanagements 
mit einer Gewerbeflächenbilanzierung ist. 
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G 18f Gewerbeflächenreserven oder aufgrund eines kommunalen Gewerbeflächenkonzepts als 
geeignet ermittelte Standorte sollen im Interesse der Schonung der knappen Flächenres-
sourcen bedarfsbezogen und im Fall der Verfügbarkeit mehrerer geeigneter Standorte auf-
grund einer Prioritätsfestlegung entwickelt werden. 
 

G 18g Auf Gewerbeflächenreserven in den Flächennutzungsplänen soll in Abstimmung mit der 
Planungsgemeinschaft verzichtet werden, sobald feststeht, dass diese nicht mehr benötigt 
werden oder der Ausweisung als Baugebiet zum Zweck der Siedlungsentwicklung für ge-
werbliche, industrielle oder handwerkliche Zwecke tatsächliche oder rechtliche Hinde-
rungsgründe entgegenstehen. 
 

G 19 Gemeinden, die nicht zu den Gemeinden mit der Funktion Gewerbe gehören und deren 
Gemeindegebiet nicht innerhalb der Vorranggebiete Gewerbe liegen, sind im Rahmen der 
Eigenentwicklung auf die Ansiedlung von Gewerbebetrieben durch Ausweisung von Bauge-
bieten mit nicht bzw. nicht wesentlich störenden Gewerbe- und Handwerksbetrieben im 
Sinne von §§ 2 bis 7 BauNVO beschränkt. Bei der planerischen Neuausweisung von Bauge-
bieten, in denen auch Gewerbebetriebe in diesem Sinne angesiedelt werden sollen, ist dem 
Vorrang der Entwicklung von Brachflächen und bereits ausgewiesenen Bestandsflächen 
Rechnung zu tragen. Vor der Neuinanspruchnahme von Freiraumflächen zur Ausweisung 
von Baugebieten für Gewerbe- und Handwerksbetriebe zur Deckung des Eigenentwick-
lungsbedarfs ist der gewerbliche Flächenbedarf zu ermitteln und schriftlich zu begründen, 
dass keine für die Neuausweisung der genannten Baugebiete geeignete Brach- oder Kon-
versionsflächen oder bereits wirksam ausgewiesene, aber bisher nicht entwickelte Gewer-
beflächen verfügbar sind. 

 

Z 19a Bei der planerischen Neuausweisung, der Änderung oder Erweiterung von städtebaulichen 
Plänen zur Entwicklung von Gewerbe- und Handwerksflächen ist auf eine möglichst hohe 
Energieeffizienz und den Einsatz erneuerbarer Energien zu achten. Insbesondere die Instal-
lation von Photovoltaik auf Dächern und über Parkplatzflächen soll im Rahmen der städte-
baulichen Planung vorgesehen werden. 

 

G 19b Gewerbliche Bauflächen sollen flächensparend geplant werden. Dabei soll eine mehrge-
schossige Bauweise in der Weise angestrebt werden, dass Produktion und Verarbeitung so-
wie Parkplätze und Stellflächen auf mehreren Gebäudeebenen realisiert werden können. 
Bei der Neuausweisung, der Änderung oder Erweiterung von städtebaulichen Plänen zur 
Entwicklung von Gewerbe- und Handwerksflächen soll sichergestellt werden, dass das Bau-
gebiet mit den Gewerbe- und Handwerksflächen an den öffentlichen Nahverkehr angebun-
den ist. 
 

 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu Z 16: 
Die Siedlungstätigkeit ist gem. § 2 Abs. 2 Nr.2 Satz 4 ROG räumlich zu konzentrieren, sie ist vorrangig auf vorhandene 
Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur und auf Zentrale Orte auszurichten. Hieran orientiert sich auch die Festlegung 
der besonderen Funktion Gewerbe. 
 
Die besondere Funktion Gewerbe wird Gemeinden entlang der Wirtschaftsachsen zugewiesen, die entweder bereits be-
deutsame Gewerbegebiete aufweisen, deren Bestandspflege und Weiterentwicklung Baulandausweisungen über die Ei-
genentwicklung hinaus erfordern oder in denen das produzierende Gewerbe verstärkt werden soll und die hierfür beson-
ders geeignet sind. Neben den für die gewerbliche Wirtschaft spezifischen Standortvoraussetzungen sind die räumliche 
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Zuordnung zu zentralen Orten (siedlungsstrukturelles Schwerpunktprinzip) unter Beachtung der Belange der Freiraumsi-
cherung die maßgeblichen Auswahlkriterien.  
 
Zu Z 17: 
Die Region durchquerenden Autobahnen sowie die genannten Bundesstraßen weisen eine hervorragende Verkehrsinfra-
struktur auf und bieten optimale Bedingungen für Gewerbeansiedlungen. Aus diesem Grund sind entlang der Autobahnen 
(A 60, A 61, A 62, A 63) sowie entlang der Bundesstraßen (B 50, B 41, B 9) aber auch die Autobahnzubringer B 420 zwischen 
Nierstein und Wörrstadt als Wirtschaftsachsen definiert. Entlang dieser Wirtschaftsachsen können die Träger der Flächen-
nutzungsplanung in Abstimmung mit der Regionalplanung und auf der Grundlage von Analysen und Prognosen zur Zukunft 
des Gewerbes in qualitativer und quantitativer Hinsicht, Gewerbeflächenkonzepte zur Festlegung von regionalbedeutsa-
men Standorten für Industrie- und Gewerbeansiedlungen vorzugsweise in kommunaler Kooperation entwickeln. Hierfür 
kommen beispielsweise interkommunale Vereinbarungen, wie städtebauliche Verträge oder Planungsverbände in Be-
tracht. Auch in diesem Zusammenhang soll dem Aspekt der Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme im Rahmen 
eines gewerblichen Flächenmanagements Rechnung getragen werden (siehe insbesondere auch Kapitel 2.2.5).  
Die Nachfrage an Gewerbeflächen in der Region und insbesondere entlang der ausgewiesenen Wirtschaftsachsen bleibt 
anhaltend hoch. Gleichzeitig mangelt es in bestimmten Gemeinden an kurzfristig bebaubaren Gewerbeflächen. Neben den 
regionalbedeutsamen Standorten für Gewerbe und Industrie sollen auf der Ebene der Flächennutzungsplanung Gewerbe-
flächenkonzepte erstellt werden. Sie sollen neben der Sicherung, Erweiterung von bestehenden und der Neuausweisung 
von überörtlichen Gewerbeflächen auch die zukünftige Steuerung und Konzentration der Gewerbeflächen beinhalten. 
Dazu gehört auch die Gewerbeflächeninanspruchnahme durch den Einzelhandel zu steuern. 
Die definierten Wirtschaftsachsen weisen in der Regel Vorteile bei Infrastrukturausstattung und -erschließung aus. 
 
Zu GN 17a: 
Die gewerblich-industrielle Entwicklung ist auf die planungsrechtlich gesicherten Industrie- und Gewerbegebiete sowie 
Brachflächen zu konzentrieren. Bei entsprechenden Planungen sind Flächenreserven von Nachbargemeinden zu berück-
sichtigen und interkommunal abgestimmte Entwicklungskonzepte zugrunde zu legen. Die Ausweisung von neuen Indust-
rie- und Gewerbegebieten, die über den Eigenbedarf hinausgeht, bedarf einer besonderen Begründung, dass die vorhan-
denen Flächen von Art, Qualität und Lage nicht ausreichen. Interkommunale Entwicklung- und Vermarktungsstrategien 
können diesen Prozess unterstützen. 
Die verfügbaren Flächen sind der Landesplanungsbehörde für eine dort geführte Gewerbeflächendatei zu melden. 
 
Zu G 18: 
Der regionale Raumordnungsplan betreibt Standortvorsorgeplanung für gewerbliche Bauflächen. Durch ein in allen Teilen 
der Region ausreichendes, vielfältiges Angebot geeigneter Flächen sollen die Voraussetzungen für die Weiterentwicklung, 
Verlagerung und Neuansiedlung geschaffen werden. Der Begriff „Neuansiedlung“ schließt hier auch räumliche Verlage-
rungen von Betrieben mit ein. Der Wandel vom Produktions- zum Dienstleistungsbereich soll erleichtert werden. Damit ist 
gemeint, dass ein zunehmender Anteil an Arbeitsplätzen nicht mehr die Fertigung von Produkten, sondern Serviceleistun-
gen beinhaltet (z.B. IT-Dienstleistungen, Forschung, Callcenter etc.). Angestrebt werden ein hoher Anteil hochwertiger 
gewerblicher Arbeitsplätze und ein Branchenmix der Betriebe. Die ausgewiesenen Gewerbeflächen sind für den zu erwar-
tenden Bedarf auch bei konjunkturabhängig stärkerer Nachfrage ausreichend. Für eine erfolgreiche Ansiedlungspolitik 
entscheidend ist die schnelle Verfügbarkeit ausreichender gewerblicher Bauflächen durch Schaffung von Baurecht und 
eine aktive Bodenvorratspolitik der Gemeinden.  
 
Zu Z 18a:  
Die Vorranggebiete für Gewerbe wurden im Rahmen eines regionalen Gewerbeflächenkonzepts ermittelt. Hierbei wurden 
Standorteigenschaften wie eine ausreichende Flächenverfügbarkeit für mittel- bis großflächige Gewerbebetriebe (> 2.000 
qm), eine gute Verkehrsanbindung, die Lage an den definierten Wirtschaftsachsen, eine geeignete Topografie und geringe 
Umweltrestriktionen zugrunde gelegt. Vorrangiges Ziel der regionalplanerischen Steuerung bei der Festlegung von regio-
nalbedeutsamen Flächen für Gewerbe und Industrie ist es, diese für zweckbestimmte Nutzung langfristig zu sichern. Des-
halb sind diese für die Prosperität der im ROP definierten Gewerbeflächen aufgrund ihrer besonderen Standortqualitäten 
sowie der ohnehin zunehmend eingeschränkten Flächenverfügbarkeit vor konkurrierenden Nutzungen freizuhalten. Die 
Nutzung dieser Standorte für großflächigen Einzelhandel (auch mit überwiegend nicht zentrenrelevantem Kernsortiment) 
sowie andere Nutzungen, die der vorrangigen Zweckbestimmung entgegenstehen, würde die Ansiedlung von Gewerbe, 
Industrie, Dienstleistungen und Logistik erheblich erschweren.  
 
Durch den erweiterten Bestandsschutz wird zumindest vorhandenen Nutzungen eine Betriebserweiterung ermöglicht. 
 
Zu Z 18b: 
Die erstmalige Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke ist gem. § 2 Abs. 2 Nr. 6 S. 3 ROG zu 
verringern, insbesondere durch quantifizierte Vorgaben zur Verringerung der Flächeninanspruchnahme sowie durch die 
vorrangige Ausschöpfung der Potenziale für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, für die Nachverdichtung und für 
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andere Maßnahmen zur Innenentwicklung der Städte und Gemeinden sowie zur Entwicklung vorhandener Verkehrsflä-
chen. 
Der Freiraum ist gem. § 2 Abs. 2 Nr. 2 S. 5 ROG durch übergreifende Freiraum-, Siedlungs- und weitere Fachplanungen zu 
schützen; es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumverbundsystem zu schaffen. Die weitere 
Zerschneidung der freien Landschaft und von Waldflächen ist dabei soweit wie möglich zu vermeiden; die Flächeninan-
spruchnahme im Freiraum ist zu begrenzen. 
Die Umnutzung ziviler wie auch militärischer Konversionsflächen zu neuen Gewerbeflächen soll daher entsprechend Ziel 
31 LEP IV vorrangig dort erfolgen, wo die lokalen oder regionalen Voraussetzungen gegeben sind. Die enge Anbindung an 
Institutionen der Forschungsinfrastruktur bzw. den Hochschulbereich ist zu berücksichtigen, um die räumliche Nähe zu 
diesen Einrichtungen zur Steigerung der Innovationsfähigkeit und für die Entwicklung der Unternehmen zu nutzen. 
Die bislang erfolgten bauleitplanerischen Flächenausweisungen haben für die gewerbliche Entwicklung ein umfassendes 
Angebotspotenzial geschaffen. Deshalb soll eine Ausweisung weiterer Industrie- und Gewerbeflächen weitestmöglich auf 
die Innenentwicklung der Siedlungsschwerpunkte gelenkt werden, indem vorrangig eine Nutzung von geeigneten Brach-
flächen (Militär, Post/Bahn, Gewerbe/Industrie) und möglichst mit Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr angestrebt 
wird. Damit kann das Potenzial gut erreichbarer Standorte ausgeschöpft werden. 
Vor der Inanspruchnahme neuer Freiflächen ist daher eine Bilanzierung aller vorhandenen gewerblichen Flächenreserven 
– vorzugweise über die Plattform RAUM+Monitor – durchzuführen. Sofern hierüber ein Nachweis erbracht wird, dass keine 
ausreichenden Flächenpotenziale für die Gewerbeentwicklung vorhanden sind, können die Vorranggebiete Gewerbe in 
Anspruch genommen werden. Für kleinflächige Betriebe können 20% des Vorranggebietes, jedoch nicht mehr als 5 ha der 
Bruttofläche eines Vorranggebietes von Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe in Anspruch genommen wer-
den. Gemeinden ohne Funktionszuweisung können in den Vorranggebieten Gewerbeflächen im Rahmen ihres Eigenbe-
darfs (für ortsansässige Betriebe) entwickeln. Bei kleinflächigen Betrieben handelt es sich um Betriebe mit einer Bruttoge-
werbefläche < 2.000 qm. 
Gemeinden mit besonderer Funktion Gewerbe können im Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit auch außerhalb der 
Vorranggebiete Flächen entwickeln, wobei die Vorranggebiete bevorzugt zu nutzen sind. 
 
Zu Z 18c: 
Stehen einer Gemeinde mit besonderer Funktion Gewerbe keine geeigneten Entwicklungsmöglichkeiten in einem Vor-
ranggebiet oder an anderen Stellen innerhalb ihrer Gemarkung offen, besteht die Möglichkeit in Kooperation mit anderen 
Gemeinden eine Gewerbeflächenentwicklung zu betreiben. Hierfür ist eine vertraglich abgestimmte, interkommunale Pla-
nung erforderlich, in der sich die kooperierenden Gemeinden über den Kosten-Nutzen-Ausgleich vertraglich geeinigt ha-
ben und die Neuausweisung solcher Baugebiete mit den sonstigen rechtlichen Anforderungen, insbesondere der §§ 1 Abs. 
3, Abs. 6, 7, 1a und 2 Abs. 4 i. V. mit Anlage 1 BauGB, vereinbar ist 
 
Zu G 18d: 
Die interkommunale Planung, Realisierung und Vermarktung von Gewerbegebieten ist ein wichtiges und zwischenzeitlich 
vielerorts bewährtes Modell der Zusammenarbeit. Sie ist eine deutliche Reaktion auf die qualitativen Flächenverfügbarkeit 
und eine Differenzierung der Standortanforderungen verbunden mit der allgemein steigenden Nachfrage nach höherwer-
tigen Gewerbeflächen bei begrenztem zusätzlichem Flächenverbrauch. Die zunehmende interkommunale Zusammenar-
beit bei der Entwicklung von Gewerbeflächen wird als Mittel gesehen, einer weiteren Zersiedelung und Zerschneidung der 
Landschaft sowie einer weiteren Flächeninanspruchnahme dadurch zu begegnen, dass durch abgestimmte und verein-
barte Vorgehensweisen die Flächenverbräuche auf bestimmte Gebiete konzentriert werden, während andere Flächen von 
Beanspruchung freigehalten werden können. 
Durch die Bereitstellung eines hochwertigen und damit für potenzielle Investoren attraktiven Gewerbeflächenangebotes 
nutzen Städte und Gemeinden verstärkt die Möglichkeiten, die räumlichen Voraussetzungen für die Sicherung der vorhan-
denen und die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu bieten. Dadurch werden für die Städte und Gemeinden Flächenangebote 
realisierbar, die sich allein agierende Kommunen aufgrund ihrer begrenzten Ressourcen nicht bieten. Im interkommunalen 
Verbund lassen sich hingegen hochwertige und möglichst konfliktarme Industrie- und Gewerbeflächen mit optimalen Stan-
dorteigenschaften entwickeln.  
Diese gemeinsam zu entwickelnden Standorten müssen sich räumlich nicht zwingend auf Gemarkungsflächen der koope-
rierenden Kommunen erstrecken, sondern können sich auch auf einen geeigneten Standort in einer der beteiligten Kom-
munen konzentrieren. Planung, Finanzierung und Vermarktung sollen nach Möglichkeit jedoch, z.B. durch Gründung eines 
Zweckverbandes, gemeinsam betrieben werden.  
 
Zu G 18 e. f und g: 
Mithilfe eines kommunalen Gewerbeflächenkonzeptes ist eine nachvollziehbare Dokumentation des Bestandes und eine 
Potenzialanalyse möglich. Die Gemeinden müssen sich hierin zudem strategisch hinsichtlich ihrer Entwicklungsvorstellun-
gen positionieren. Auch eine interkommunale Erstellung eines solchen Konzeptes ist möglich und wird ausdrücklich be-
grüßt. Bei einer kommunalen Kooperation kann der Kosten-Nutzenausgleich durch Verträge zwischen den beteiligten Ge-
meinden geregelt werden 
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Die Entwicklung der Gewerbeflächen sollte entsprechend dem Bedarf und festgelegter Prioritäten erfolgen. 
Im Rahmen der konzeptionellen Überlegungen sollte auch geprüft werden, ob vorhandene Gewebeflächenreserven noch 
benötigt werden. Bei blockierter Entwicklung, ausreichenden oder besseren Alternativen sowie bei fehlender Nachfrage 
sollte eine Nutzungsänderung im Flächennutzungsplan bzw. eine Aufhebung des Baurechts vorgenommen werden. 
 
Zu G 19: 
Bei insgesamt stagnierenden und im verarbeitenden Gewerbe rückläufigen Arbeitsplatzzahlen nimmt die benötigte Fläche 
je Arbeitsplatz in hohem Maße zu. In der Besiedlung von Gewerbegebieten dominieren der Logistikbereich und der groß-
flächige Einzelhandel, deren Entwicklungen sich zum Teil gegenseitig bedingen und die einen besonders starken Flächen-
verbrauch verursachen. Um die Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinden langfristig zu sichern, ist es mittelfristig erfor-
derlich, flächensparende Konzepte zu entwickeln. Einzelhandel mit zentrenrelevanten Sortimenten soll in Gewerbegebie-
ten keinen Platz finden und auf verbrauchernähere Standorte verwiesen werden. Bebauungspläne sollen dies berücksich-
tigen, bestehende Bebauungspläne sind ggf. anzupassen. 
 
Zu 19a: 
Erneuerbare Energien können einen Mehrwert für Produktionshallen und Industriebrachen generieren. Gerade in Gewer-
begebieten sind auf gewerblich genutzten Gebäuden und ungenutzten Flächen längst nicht alle Potenziale für erneuerbare 
Energien ausgeschöpft (Dach- und Parkplatzflächen). 
Neben dem Potenzial für Photovoltaikanlagen können sich bei individuellen Potenzial-Checks weitere Möglichkeiten der 
regenerativen Energiegewinnung anbieten, wie z. B. Anbindung an eine nahegelegene Windkraftanlage oder Geothermie. 
Neben den regenerativen Energien ist das Potenzial der Energieeinsparung durch effektivere Energienutzung von Büro-, 
Gewerbe- und Industriegebäude ein wichtiges Thema für die nachhaltige Entwicklung des Gewerbestandortes. Dem oft 
hohen Energiebedarf der Unternehmen stehen enorme Einsparpotenziale gegenüber, sei es durch Optimierung der Ge-
bäude selbst, durch den Einsatz energiesparender Technologien, den Zusammenschluss oder die Abstimmung der Unter-
nehmen untereinander sowie durch schlichte Verhaltensänderungen der Belegschaft.  
 
Für bestehende Gewerbegebiete wird empfohlen, dass die Kommunen auf Grundlage einer Energieanalyse (Energiebe-
darf, Energieinfrastruktur, Potenzial für erneuerbare Energien, Abwärmenutzung) die Erarbeitung eines gemeinsamen 
Energiekonzeptes prüfen.  
Bei der Planung von neuen Gewerbegebieten soll durch Vorgaben in der Bauleitplanung und die Abstimmung zwischen 
den Unternehmen eine effiziente Energienutzung angestrebt werden.  
 
Zu 19b: 
Ziel der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung war es, die fortschreitende Zersiedelung bis 2020 auf 30 

ha/Tag zu reduzieren, umgerechnet auf Rheinland-Pfalz bedeutet dies einen zulässigen Flächenverbrauch von ca. 1,4 

ha/Tag (Umweltbericht zum LEP IV 2008). Somit bleibt als oberstes Ziel der Freiraumschutz. Die Bebauung von Brachflä-

chen sowie die Umnutzung von Flächen innerhalb von Ortschaften sind konsequent gegenüber der Inanspruchnahme von 

vorher unbebauten Flächen, meist im Außenbereich von Ortschaften, zu steigern. 
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Tabelle 1 b: Vorranggebiete Gewerbe 

 

Nr. Name Größe (ha) 

1 Alzey-Ost 46 

2 Offstein-West 25 

3 Krummgewann (Wöllstein) 23 

6 Wörrstadt-Süd 55 

7 Waldböckelheim 20 

8 Waldlaubersheim 34 

12 Sprendlingen 26 

13 Steinbruch Ellweiler 23 

14 Horbruch 16 

15 ÖKOM-Park (Leitzweiler, Rückweiler, Hahnweiler) 66 

16 Weidenberg (Idar-Oberstein) 60 

17 Gewerbepark Bingen/Grolsheim-Nord 45 

18 Ingelheim 21 

19 Nieder-Olm-West 28 

20 Rhein-Selz-Park (Nierstein, Dexheim) 71 

26 Worms Mittelhahntal 37 

27 Heinrich-Hertz Kaserne (Birkenfeld) 22 

28 Schmißberg 15 

29 Hochschule I (Mainz) 21 

30 Hochschule II (Mainz) 49 

 
Im ROP bereits enthaltene regionalbedeutsame Industrie- und Gewerbegebiete werden als Bestandsflä-
chen übernommen. 
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Karte 2b: Vorranggebiete Gewerbe 

  



19 

2.2.4 Siedlungsentwicklung - Bedarfswerte für die Wohnbauflächenausweisung 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
 

2.2.5 Siedlungsentwicklung und Flächenmanagement 

 
G 22 Für die nachhaltige Siedlungsentwicklung der Städte und Gemeinden sollen die Träger der Flä-

chennutzungsplanung, soweit noch nicht erfolgt, ein geeignetes Flächenmanagement einrich-
ten, in dem die Baulandreserven in den Innen- und Außenbereichen einschließlich Baulücken 
systematisch aktuell gehalten werden. Hier sollte aus Gründen einer landesweit einheitlichen 
Vorgehensweise die bereits etablierte und erprobte Plattform RAUM+Monitor angewendet 
werden. 

 

Begründungen und Erläuterungen zu G 22 
G 22 beruht auf Ziel 31 LEP IV. Das Ziel 31 LEP IV, 2. Teilfortschreibung vom 21.7.2015, bleibt von allen Festlegungen des 
Regionalen Raumordnungsplanes unberührt.  
Gemäß LEP IV, Begründung und Erläuterung zu Z 31, ist zur Stabilisierung der quantitativen Flächenneuinanspruchnahme 
auf einem Niveau von landesweit unter einem Hektar pro Tag im Jahresdurchschnitt der Innenentwicklung ein Vorrang vor 
der Außenentwicklung einzuräumen sowie die notwendige Flächeninanspruchnahme über ein Flächenmanagement zu 
optimieren. Das Flächenmanagement erstreckt sich auf alle Nutzungsarten im Siedlungsbereich. Weiterhin ist, bevor die 
Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen im Flächennutzungsplan darstellen, von ihnen aufzuzeigen, aus welchen 
Gründen noch vorhandene Flächenpotenziale nicht genutzt werden können, um erforderliche Bedarfe abzudecken. Hierzu 
zählen alle Baugrundstücke:  

- im Geltungsbereich bestandskräftiger Bebauungspläne nach § 30 BauGB, 
- im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, in denen Vorhaben nach § 33 BauGB zu beurteilen sind, sowie 
- in nach § 34 BauGB zu beurteilenden Bereichen. 

 
Bebauungspläne als örtliche und verbindliche Bauleitpläne bleiben von Z 31 LEP IV unberührt. An eine vorrangige Innen-
entwicklung sollen diese lediglich durch das Baugesetzbuch gebunden werden, in das mit dem Gesetz zur Stärkung der 
Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11. Juni 2013 
(BGBI. I S. 1548) der Vorrang der Innenentwicklung eingeführt wurde (s. § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB). Damit kommt der Be-
grenzung der Flächenneuinanspruchnahme jetzt auch ein besonderer Stellenwert im Baugesetzbuch zu. Als Grundlage für 
dieses Flächenmanagement steht den regionalen Planungsgemeinschaften und den Gebietskörperschaften mit 
RAUM+Monitor eine Plattform zur Verfügung, die landesweit eine laufend aktualisierbare Erhebung und Bewertung der 
vorhandenen Siedlungsflächenpotenziale erlaubt. Über ein solches Flächenmanagement kann die Umsetzung der notwen-
digen Reduzierung der Flächeninanspruchnahme im Außenbereich durch eine systematische und einheitliche Erfassungs-
basis qualitativ verbessert, optimiert und koordiniert werden. Eine Datenbank mit aktuellen Daten zu den Potentialen von 
Innen- und Außenreserven stellt im Verwaltungshandeln eine belastbare Stütze dar. Dies führt zur Erleichterung der Ab-
stimmungs- und Entscheidungsprozesse.  
 

G 22a: Die Flächenneuinanspruchnahme im Außenbereich soll im Sinne des sparsamen und schonenden 
Umgangs mit Grund und Boden insgesamt weiter reduziert werden. Daher sollen die Träger der 
Bauleitplanung ihre bisherige Wohnbaudichte innerhalb des 15-jährigen Planungszeitraums 
nach Inkrafttreten dieses Regionalen Raumordnungsplans nach Möglichkeit über die in der Be-
gründung zu Z 20 gemäß Anlage 1 angegebenen Dichtewerte hinaus erhöhen.  

 

 
Begründungen und Erläuterungen zu G 22a 

 
Die Anlage 1 gibt nur einen kalkulatorischen Dichtewert vor, der jedoch für sich alleine keine eigene Zielbindung entfaltet. 
Um den Zielen von flächensparender Siedlungsentwicklung zu entsprechen, wird den Trägern der Bauleitplanung bei der 
Entwicklung von Bauland eine angemessene Verdichtung der Wohnbebauung nachdrücklich empfohlen. Die Erhöhung der 
Flächennutzungseffizienz, insbesondere in den weiterhin prosperierenden Verdichtungsräumen mit anhaltend großer Flä-
chennachfrage, ist ein unabdingbares Handlungserfordernis, um langfristig wichtige Freiraumfunktionen zu erhalten sowie 
eine wirtschaftliche Auslastung der vorhandenen und geplanten Infrastruktur sowie der Minimierung der Folgekosten si-
cherzustellen. 
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G 23 Zum nachhaltigen Schutz des Freiraumes, der Schonung seiner ökologischen und wirtschaftli-

chen Tragfähigkeit, seiner Funktionen als Naherholungsraum für die Bevölkerung sowie zum 
sozialen Ausgleich sollen neben dem Oberzentrum auch die Mittel- und Grundzentren in den 
hochverdichteten Räumen und Verdichtungsräumen mit konzentrierter Siedlungsstruktur ge-
mäß LEP IV bei der zukünftigen Wohnbauflächenentwicklung, auf den dafür geeigneten Flä-
chen, verstärkt geförderten Geschosswohnungsbau entwickeln. 

 
Begründungen und Erläuterungen zu G 23 
Insbesondere in den dicht besiedelten Teilen der Region, die stark mit dem Wirtschaftsraum RheinMain verflochten sind 
und noch mittelfristig Bevölkerungszuwächse erfahren werden, wird die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme zur 
Schonung wertvoller und knapper werdender Ressourcen wie Boden, Wasser, Natur und Landschaft und seiner ökologi-
schen Funktionen für zukünftige Generationen beitragen. Die Erhöhung der baulichen Dichten in den zentralen Orten des 
Umlandes durch geförderten Geschosswohnungsbau ist hierfür besonders wirkungsvoll. Aber auch für die Stadt-Umland-
Beziehungen in sozialer Hinsicht bilden räumlich-funktional ausgewogene Siedlungsstrukturen die Grundlage für die Siche-
rung der Leistungsfähigkeit des Oberzentrums auch für seinen Verflechtungsbereich.  

 

G 24 Bei der Entwicklung von Wohn-, Industrie- und Gewerbestandorten soll der Nachnutzung von 
zivilen, militärischen oder gewerblichen Konversionsflächen besondere Bedeutung beigemes-
sen werden. Dabei dürfen sich raumordnerische und stadtplanerische Gesichtspunkte nicht ent-
gegenstehen. 

 
Begründungen und Erläuterungen zu G 24  
Die Umnutzung ziviler, wie auch militärischer Konversionsflächen zu neuen Gewerbeflächen soll vorrangig dort erfolgen, 
wo die lokalen oder regionalen Voraussetzungen gegeben sind. Darüber hinaus ist die Ansiedlung von oder enge Anbin-
dung an Institutionen der Forschungsinfrastruktur bzw. den Hochschulbereich zu berücksichtigen, um die räumliche Nähe 
zu diesen Einrichtungen, zur Steigerung der Innovationsfähigkeit und für die Entwicklung der Unternehmen (zum Beispiel 
über Clusterkonzepte), zu nutzen. 
Mit der Städtebauförderung konnte die Wohn- und Umweltqualität in Rheinland-Pfalz bereits nachhaltig verbessert, der 
wirtschaftliche Strukturwandel begleitet und das baulich-kulturelle Erbe gepflegt und bewahrt werden. Insbesondere die 
Bündelungseffekte der Städtebauförderung liefern hier einen wesentlichen Beitrag. Auch über die Einbindung bürger-
schaftlichen Engagements können wichtige Impulse erfolgen. Dabei ist insbesondere das Teilprogramm »Soziale Stadt« 
der »Städtebaulichen Erneuerung« zentrales Förderinstrument, um die Entwicklung von Problemgebieten voranzubrin-
gen. 
Künftige Planungen sollen Infrastrukturfolgekosten frühzeitig einbeziehen, um die verantwortlichen kommunalen Akteure 
hierfür zu sensibilisieren. Das Flächenmanagement ist auf die vorrangige Inanspruchnahme bestehender Flächenpotenzi-
ale ausgerichtet. Städtebauliche Innenentwicklung, Wohnungsmodernisierung, städtebauliche Erneuerung und Verbesse-
rung des Wohnumfeldes sowie die Nutzung von zivilen und militärischen Konversionsflächen haben Vorrang vor der Neu-
ausweisung von Flächen im Außenbereich. 
 
Gemäß der Grundsätze G 46 und G 47 des LEP IV können Gemeinden, die gefestigte Kooperationen zur Sicherung ihres 
Funktionsraumes eingehen, bei der Vergabe von Fördermitteln grundsätzlich für Projekte von überörtlicher Bedeutung 
und mit im Sinne einer Multifunktionalität und regionalen Vernetzung, die das Ziel verfolgen in allen Teilräumen der Region 
Rheinhessen-Nahe gleichwertige Lebensverhältnisse zu gewährleisten, vorrangig gefördert werden. Maßnahmen, die der 
Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Dienstleistungen tragen hierzu entscheidend bei. 
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2.3 Sicherung und Entwicklung der Daseinsvorsorge  

2.3.1 Funktionale Schwerpunkte 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
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Karte 3: Leitbild Daseinsvorsorge4 

 
4 Anpassung der Nahbereiche Bad Kreuznach, Rüdesheim und Waldböckelheim infolge von Änderungen im Kapitel 2.3.2 
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2.3.2 Zentrale Orte 

G 29 In den zentralen Orten sollen überörtlich bedeutsame Einrichtungen zur Versorgung der Be-
völkerung mit Gütern und Dienstleistungen konzentriert werden. In allen Teilgebieten der 
Region ist auch unter Berücksichtigung der Zentren in Nachbarregionen – durch Stärkung 
und Ausbau der funktional kooperierenden zentralen Orte – eine ausreichende Versorgung 
der Bevölkerung zu gewährleisten. 

G 30 Die möglichst in den Kernbereichen der zentralen Orte vorhandenen oder zu schaffenden 
überörtlichen Versorgungseinrichtungen sollen nach Art, Kapazität und Reichweite auf die 
Einwohnerzahl und Bevölkerungsstruktur im jeweiligen Verflechtungsbereich abgestimmt 
werden. 

G 31 Die Verflechtungsbereiche der zentralen Orte sollen durch Netze des öffentlichen Personen-
nah- und Regionalverkehrs mit ausreichender Bedienungshäufigkeit so erschlossen sein, 
dass die zentralen Orte mit zumutbarem Zeitaufwand erreichbar sind. Mittelzentren sollen 
möglichst innerhalb eines Zeitaufwandes von 30 Minuten mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
erreicht werden können. 

G 32 Die den zentralen Orten zugewiesenen zentralen Funktionen sollen zur Sicherstellung der 
Versorgung und weiteren Entwicklung des Verflechtungsbereiches von diesen wahrgenom-
men werden.  

G 33 Der Verflechtungsbereich des Oberzentrums Mainz soll sich auf die gesamte Region Rhein-
hessen-Nahe erstrecken. Um eine zumutbare Erreichbarkeit aus dem oberen und mittleren 
Naheraum zu gewährleisten, sollen die Straßen- und Schienenverbindungen entlang der 
Naheachse weiter ausgebaut werden. 

Z 34 Monozentrale Mittelbereiche und ihre Mittelzentren in der Region Rheinhessen-Nahe sind 
Alzey, Bad Kreuznach, Bingen am Rhein, Ingelheim am Rhein und Worms. Das Mittelzentrum 
Worms hält teilweise oberzentrale Einrichtungen vor.5 

Z 35 Mittelzentrale Verbünde kooperierender Mittelzentren – innerhalb eines Mittelbereiches 
leisten mehrere zentrale Orte der mittel- und oberzentralen Stufe einen Beitrag zur mittel-
zentralen Versorgung. In der Region Rheinhessen-Nahe sind dies gemäß folgende Mittelbe-
reiche:6 

 

 

 

 
5 vgl. LEP IV, Kap. 3.1.1, Z 39, S. 86 
6 vgl. LEP IV, Kap. 3.1.1, Z 40, S. 86 

Mittelbereiche Kooperierende Ober- und Mittelzentren 

Ländlicher Raum  

Idar-Oberstein/ Birkenfeld Baumholder, Birkenfeld, Idar-Oberstein 

Kirn Bad Sobernheim/ Kirn/ Meisenheim 

Verdichtungsraum  

Mainz (OZ) Mainz, Nieder-Olm, Nierstein/ Oppenheim 
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GN36 In Räumen, die als »mittelzentraler Verbund kooperierender Zentren« gekennzeichnet sind, 
sollen diejenigen kooperierenden Zentren, die über kein umfassendes Angebot an mittel-
zentralen Einrichtungen verfügen, ein breit gefächertes Angebot ergänzender Versorgungs- 
und Dienstleistungseinrichtungen vorhalten.7 

Z 37 Die im Folgenden verbindlich ausgewiesenen Grundzentren sind in erster Linie Zentralorte 
zur Sicherung und Entwicklung eines umfassenden Angebotes mit Gütern und Dienstleistun-
gen des qualifizierten Grundbedarfes. 

 

Tabelle 2: Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche 

Monozentrale Mittelzentren/ 
Grundzentren 

Kooperierende Grundzen-
tren 

Nahbereiche 

Mittelbereich Alzey 

Alzey, Stadt 

(Mittelzentrum) 

 

 Stadt Alzey, Albig, Bechenheim, Bermersheim vor der Höhe, 
Dintesheim, Eppelsheim, Esselborn, Flomborn, Freimersheim, 
Gau-Heppenheim, Kettenheim, Mauchenheim, Ober-Flörsheim, 
Offenheim, Wahlheim 

 Flonheim Flonheim, Bornheim, Erbes-Büdesheim, Lonsheim, Nack, Nieder-
Wiesen 

Gau-Odernheim Gau-Odernheim, Bechtolsheim, Biebelnheim, Framersheim 

Wörrstadt, Stadt 

(Grundzentrum) 

 Stadt Wörrstadt, alle Ortsgemeinden der VG Wörrstadt 

Mittelbereich Bad Kreuznach 

Bad Kreuznach, Stadt 

(Mittelzentrum) 

 Stadt Bad Kreuznach, alle Ortsgemeinden der VG Bad Kreuznach  
(Altenbamberg, Biebelsheim,  Feilbingert, Frei-Laubersheim, Für-
feld, Hackenhein, Hallgarten, Hochstätten, Neu-Bamberg, Pfaffen-
Schwabenheim, Pleitersheim, Tiefenthal, Volxheim) sowie 
Norheim, Traisen, Duchroth, Oberhausen an der Nahe und Nieder-
hausen aus der VG Rüdesheim an der Nahe 

Langenlonsheim  

(Grundzentrum) 

 Langenlonsheim, Bretzenheim, Dorsheim, Guldental, Laubenheim, 
Rümmelsheim, Windesheim  

Stromberg, Stadt (Grundzentrum)  Stadt Stromberg, Daxweiler, Dörrebach, Eckenroth, Roth, Schöne-
berg, Schweppenhausen, Seibersbach, Waldlaubersheim, Warms-
roth 

 Rüdesheim Rüdesheim, Allenfeld, Argenschwang, Braunweiler, Dalberg, Ge-
broth, Gutenberg, Hargesheim, Hergenfeld, Münchwald, Norheim, 
Roxheim, Sankt Katharinen, Sommerloch, Spabrücken, Spall, Trai-
sen, Wallhausen, Winterbach 

 Waldböckelheim Waldböckelheim, Bockenau, Boos, Burgsponheim, Duchroth, Hüf-
felsheim, Niederhausen, Oberhausen an der Nahe, Oberstreit, 
Mandel, Schloßböckelheim, Sponheim und Weinsheim 

Wöllstein (Grundzentrum)  Alle Ortsgemeinden der VG Wöllstein 

Mittelbereich Bingen 

Bingen am Rhein, Stadt 

(Mittelzentrum) 

 Stadt Bingen am Rhein und die Ortsgemeinden Münster-Sarms-
heim, Waldalgesheim, Weiler bei Bingen (alle VG Rhein-Nahe) 

Bacharach, Stadt (Grundzentrum)  Stadt Bacharach, Breitscheid, Manubach, Niederheimbach, Ober-
diebach, Oberheimbach und Trechtingshausen (alle VG Rhein-
Nahe) 

Sprendlingen (Grundzentrum)  Alle Ortsgemeinden der VG Sprendlingen-Gensingen 

   

   

 
7 vgl. LEP IV, Kap. 3.1.1, G 41, S.88, einschließlich Begründung/Erläuterung (S. 90) 
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Monozentrale Mittelzentren/ 
Grundzentren 

Kooperierende Grundzen-
tren 

Nahbereiche 

Mittelbereich Kirn 

Bad Sobernheim, Stadt 

(koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Bad Sobernheim, Auen, Bärweiler, Daubach, Ippenschied, 
Kirschroth, Langenthal, Lauschied, Martinstein, Meddersheim, 
Merxheim, Monzingen, Nußbaum, Odernheim am Glan, Rehbach, 
Seesbach, Staudernheim, Weiler bei Monzingen, Winterburg 

Meisenheim, Stadt  

(koop. Mittelzentrum) 
 Stadt Meisenheim, Abtweiler, Becherbach, Breitenheim, Callbach, 

Desloch, Hundsbach, Jeckenbach, Lettweiler, Löllbach, Raumbach, 
Rehborn, Reiffelbach, Schmittweiler, Schweinschied 

Kirn, Stadt (koop. Mittelzentrum)  Stadt Kirn, Bärenbach, Becherbach bei Kirn, Brauweiler, Bruschied, 
Hahnenbach, Heimweiler, Heinzenberg, Hennweiler, Hochstetten-
Dhaun, Horbach, Kellenbach, Königsau, Limbach, Meckenbach, 
Oberhausen bei Kirn, Otzweiler, Schneppenbach, Schwarzerden, 
Simmertal, Weitersborn 

Mittelbereich Idar-Oberstein/Birkenfeld 

Idar-Oberstein, Stadt 

(Koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Idar-Oberstein 

Baumholder, Stadt 

(Koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Baumholder, alle Ortsgemeinden der VG Baumholder 

Birkenfeld, Stadt 

(Koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Birkenfeld, alle Ortsgemeinden der VG Birkenfeld 

Herrstein (Grundzentrum)  Herrstein, Allenbach, Bergen, Berschweiler bei Kirn, Breitenthal, 
Bruchweiler, Dickesbach, Fischbach, Gerach, Griebelschied, Her-
born, Hettenrodt, Hintertiefenbach, Kempfeld, Kirschweiler, Lang-
weiler, Mackenrodt, Mittelreidenbach, Mörschied, Niederhosen-
bach, Niederwörresbach, Oberhosenbach, Oberreidenbach, Ober-
wörresbach, Schmidthachenbach, Sensweiler, Sien, Sienhachen-
bach, Sonnschied, Veitsrodt, Vollmersbach, Weiden, Wickenrodt, 
Wirschweiler 

Rhaunen (Grundzentrum)  Rhaunen, Asbach, Bollenbach, Bundenbach, Gösenroth, Hausen, 
Hellertshausen, Horbruch, Hottenbach, Krummenau, Oberkirn, 
Schauren, Schwerbach, Stipshausen, Sulzbach, Weitersbach 

Mittelbereich Ingelheim 

Ingelheim am Rhein, Stadt  

(Mittelzentrum) 

 Stadt Ingelheim8 

 Gau-Algesheim, Stadt Stadt Gau-Algesheim, alle Ortsgemeinden der VG Gau-Algesheim 

Mittelbereich Mainz 

Mainz, Stadt  
(Oberzentrum) 

 Stadt Mainz 

Budenheim (Grundzentrum)  Budenheim  

 Bodenheim/Nackenheim Bodenheim, Nackenheim, Gau-Bischofsheim, Harxheim, Lörzwei-
ler 

Nierstein/Oppenheim  
(Mittelzentrum) 

 

 Stadt Nierstein, Stadt Oppenheim, Dalheim, Dexheim, Dienheim, 
Friesenheim, Hahnheim, Köngernheim, Mommenheim, Selzen, 
Undenheim 

Guntersblum Guntersblum, Dolgesheim, Dorn-Dürkheim, Eimsheim, Hillesheim, 
Ludwigshöhe, Uelversheim, Weinolsheim, Wintersheim 

Nieder-Olm, Stadt 
(Mittelzentrum) 

 Stadt Nieder-Olm, Essenheim, Jugenheim, Klein-Winternheim, 
Ober-Olm, Sörgenloch, Stadecken-Elsheim und Zornheim 

Mittelbereich Worms 

Worms, Stadt 
(Mittelzentrum) 

 Stadt Worms 

 
8 einschließlich der eingemeindeten Ortsteile Heidesheim am Rhein und Wackernheim 
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Monozentrale Mittelzentren/ 
Grundzentren 

Kooperierende Grundzen-
tren 

Nahbereiche 

 Westhofen Westhofen, Bechtheim, Bermersheim, Hochborn, Dittelsheim-
Heßloch, Frettenheim, Gundersheim, Gundheim, Hangen-Weis-
heim und Monzernheim  

Osthofen, Stadt Stadt Osthofen 

Eich (Grundzentrum)  Alle Ortsgemeinden der VG Eich 

Monsheim (Grundzentrum)  Alle Ortsgemeinden der VG Monsheim 

 

 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 29 und G 30: 
Zentrale Orte sind insbesondere Standorte, an denen öffentliche und private Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtun-
gen sowie soziale und kulturelle Angebote gebündelt vorgehalten bzw. angeboten werden. Insbesondere Güter und 
Dienstleistungen, die nicht in jeder Gemeinde in tragfähigen Einrichtungen angeboten werden können, sollen in leistungs-
fähigen zentralen Orten gebündelt werden. Die Grundversorgung ist in allen Gemeinden, auch in solchen ohne Zentralört-
liche Einstufung, abzudecken.  
 
Zu G 31 
Die Differenzierung der zentralen Orte auf landes- wie regionalplanerischer Ebene soll die unterschiedlichen Versorgungs-
funktionen zentraler Orte und die unterschiedliche Größe der Verflechtungsbereiche zur Sicherung einer ausreichenden 
Tragfähigkeit der Versorgungseinrichtungen berücksichtigen. Die zentralen Orte dienen so der Sicherstellung gleichwerti-
ger Versorgungsmöglichkeiten in der Region und damit auch der Umsetzung der raumordnerischen Leitvorstellung der 
nachhaltigen Entwicklung unter Berücksichtigung ökonomischer, ökologischer und sozialer Belange. Die konkrete Umset-
zung erfolgt über die Ausweisung zentraler Orte (Ober- ,Mittel- und Grundzentren) und ihrer Verflechtungsbereiche in 
Verbindung mit einer Zentren hierarchisch spezifischen Mindestinfrastrukturausstattung, wobei der tägliche Bedarf in den 
Grundzentren (Nahversorgung) und der spezialisierte Bedarf in höherstufigen Zentren gedeckt werden kann.  
 
Zu G 32: 
Einstufung der zentralen Orte und die Abgrenzung ihrer jeweiligen Verflechtungsbereiche sind, neben der nach Zentrali-
tätsstufe definierten Mindestausstattung, die Erreichbarkeit (Weg/Zeitentfernung), die Tragfähigkeit (Mindesteinwohner-
zahl) und die Überschussbedeutung (Ausstattung im Vergleich zu Nachbarorten). 
Das Mittelzentrum Stadt Worms nimmt aufgrund seiner hohen Einwohnerzahl in den Bereichen Kultur, Bildung, Gesund-
heitswesen und Wirtschaft oberzentrale Funktionen wahr. 
 
Zu G 33 
Das LEP IV legt das Oberzentrum und die Mittelzentren, die von ihnen auszuübenden Funktionen (vgl. LEP IV, Ziffer 3.1.1 
und Tabelle S. 89) sowie ihre Verflechtungsbereiche (vgl. LEP IV, Ziffer 3.1.1 und Tabelle S. 87) fest. Die zentralörtliche 
Funktion ist einerseits eine raumbezogene Funktion und andererseits eine Bündelung der zentralörtlichen Einrichtung. Die 
Verflechtungsbereiche übernehmen eine wichtige Funktion der wohnortsnahen Sicherung der Daseinsvorsorge. 
 
Zu Z 34 und Z 35: 
Entsprechend der sich verändernden Rahmenbedingungen wird dabei durch die Differenzierung des Netzes der Mittelbe-
reiche in monozentrale Mittelbereiche (Z 34) und mittelzentrale Verbünde (Z 35) nach funktionalen Gesichtspunkten un-
terschieden: Mittelzentren monofunktionaler Mittelbereiche verfügen über eine vollständige mittelzentrale Ausstattung 
und leisten allein für ihren Verflechtungsbereich eine vollständige Versorgung. Sie stellen als Versorgungsschwerpunkte 
ihres jeweiligen Verflechtungsbereiches das Rückgrat dieser Versorgungsebene dar. Kooperierende Zentren (Ober- und 
Mittelzentren im mittelzentralen Verbund) sichern die Versorgung im jeweiligen Mittelbereich. 
 
Zu GN 36: 
Tragfähigkeit und Qualitätssicherung machen eine bestimmte Einwohnerzahl erforderlich. Zur Sicherung einer umfassen-
den und möglichst wohnungsnahen Versorgung bzw. einer Versorgung in zumutbarer Erreichbarkeit soll das Angebot er-
gänzender Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen in den derzeitigen Mittelzentren mit einbezogen werden (mit-
telzentraler Verbund kooperierender Zentren, vgl. LEP IV, S.90). 
 
Zu Z 37: 
Grundzentren sind vorrangig Standorte zur Konzentration von Einrichtungen der überörtlichen Grundversorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen, soweit dies für deren Tragfähigkeit und zur Entwicklung des Nahbereichs erforderlich ist. Sie 
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haben die Funktion in den ländlichen Räumen das erreichte Niveau der öffentlichen Versorgung zu sichern, besondere 
Funktionen für ihren Nahbereich zu übernehmen und damit zur Aufrechterhaltung der besiedelten Kulturlandschaft bei-
zutragen. In den ländlichen Räumen ist der Bereitstellung einer dauerhaft wohnortnahen Versorgung der Bevölkerung mit 
notwendigen Einrichtungen der Vorrang gegenüber Auslastungserfordernissen einzuräumen, in den hochverdichteten und 
verdichteten Räumen durch Schwerpunktbildung die Siedlungsstruktur zu gliedern und Freiräume zu sichern (siehe Karte 
4, S. 28). 
Der regionale Raumordnungsplan weist die Grundzentren und deren monozentralen Nahbereiche aus. Die Nahbereiche 
sind i.d.R. deckungsgleich mit den Gebieten der Verbandsgemeinden. Abweichungen hiervon siehe Tabelle 2 „Zentrale 
Orte und Verflechtungsbereiche“. Grundzentren sind in der Regel Sitz der Verbandsgemeindeverwaltung. Weitere zent-
ralörtliche Einrichtungen der Grundversorgung sind weiterführende Schulen, Arzt- und Zahnarztpraxen, Apotheken, Ein-
zelhandelsgeschäfte einschließlich Lebensmittel, Einrichtungen für Freizeit und Erholung, Handwerks- und sonstige Dienst-
leistungsbetriebe. Grundzentren decken den Grundbedarf bzw. täglichen Bedarf. Zudem haben Grundzentren eine Ver-
bindungsfunktion im öffentlichen Personennahverkehr. 

Nach G 43 und Z 44, LEP IV kann die Regionalplanung für die grundzentrale Versorgung auch einen sogenannten „grund-
zentralen Verbund“ mit Kooperationsgebot für Nahbereiche ausweisen, in dem die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung 
durch verschiedene Gemeinden mit Grundversorgungsfunktionen vertraglich (z. B. über landesplanerische Verträge) ab-
zusichern ist.  

Nach der Struktur- und Verwaltungsreform bzw. nach einer Teilfortschreibung des LEP IV ist eine Anpassung des Regional-
plans hinsichtlich der monozentralen Nahbereiche sowie der grundzentralen Verbünde zu prüfen. Bis dahin werden die 
Grundzentren im Ergänzungsnetz (Nackenheim und Waldböckelheim) sowie die Grundzentren Flonheim und Gau-Odern-
heim als kooperierende Grundzentren ausgewiesen. Die gesetzlich begründeten Fusionen von Gebietskörperschaften wer-
den durch den Regionalplan soweit sie in ihrer Rechtswirkung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung absehbar waren, be-
rücksichtigt.  
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Karte 4: Nahbereiche9 

 

 
9 Anpassung der Nahbereiche Bad Kreuznach, Rüdesheim und Waldböckelheim infolge von Änderungen im Kapitel 2.3.2 
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2.3.3 Interkommunale Zusammenarbeit zur Siedlungsentwicklung 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
 

2.3.4 Einzelhandel und Dienstleistungen 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 
 
 

3 Freiraumstruktur und Ressourcenschutz 

3.1 Boden 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
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3.2 Regionale Grünzüge und Grünzäsuren  

Z 52 In den hochverdichteten und verdichteten Räumen und in Teilräumen mit vergleichbarer 
Siedlungsdichte und -dynamik sowie in Tälern mit besonderen raumbedeutsamen Frei-
raumfunktionen werden landschaftsräumlich zusammenhängende multifunktionale re-
gionale Grünzüge sowie Grünzäsuren ausgewiesen und in der Raumordnungskarte dar-
gestellt. Sie dienen insbesondere 
 

 - der Gliederung des Siedlungsraumes und des Siedlungsgefüges, 
 

 - der Erhaltung siedlungsklimatisch bedeutsamer Freiflächen in schlechtdurchlüfteten 
und thermisch hochbelasteten Gebieten und Siedlungen,  
 

 - der Sicherung und Entwicklung der siedlungsnahen landschaftsgebundenen Erholung,  
 

 - der Sicherung und Entwicklung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen im Sinne des 
Biotopverbundes, 
 

 - dem Schutz des Wasserhaushalts und des natürlichen Wasserrückhaltevermögens der 
Landschaft, 
 

 - der Sicherung der natürlichen Überschwemmungsgebiete und dem Schutz der Gewäs-
ser,  
 

 - der Erhaltung des Bodens und seiner vielfältigen Bodenfunktionen,  
 

 - der Erhaltung prägender Landschaftsstrukturen und -elemente, 
 

 - der Sicherung und Entwicklung insbesondere landesweit bedeutsamer historischer 
Kulturlandschaftselemente, 
 

 - der Sicherung noch größerer unzerschnittener Räume. 
 

 Grünzäsuren sind in der Regel funktionale Bestandteile der Grünzüge. Sie werden insbe-
sondere dort ausgewiesen, wo neben den o.g. Funktionen die Sicherung und Entwicklung 
der Verbindung örtlicher bzw. innerörtlicher Grünbereiche mit der freien Landschaft er-
folgen soll oder Freiflächen für die Siedlungsgliederung, beispielsweise zur Vermeidung 
bandartiger Siedlungsstrukturen, erforderlich sind. 
 

Z 53 In den regionalen Grünzügen und Grünzäsuren dürfen nur Vorhaben zugelassen werden, 
die die Funktionen des Regionalen Grünzuges bzw. der Grünzäsuren nicht beeinträchti-
gen oder unvermeidlich und im überwiegenden öffentlichen Interesse unabdingbar not-
wendig sind. In den Regionalen Grünzügen ist eine flächenhafte Besiedelung, in den 
Grünzäsuren ist eine Bebauung grundsätzlich nicht zulässig. 
 

Z 53 a In den regionalen Grünzügen können bei Überlagerung mit den Vorbehaltsgebieten für 
die Photovoltaiknutzung Freiflächen-Photovoltaikanlagen errichtet werden 
 

G 54 Die regionalen Grünzüge einschließlich der Grünzäsuren sollen so entwickelt und gestal-
tet werden, dass diese nachhaltig die oben genannten Funktionen erfüllen können, zur 
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Erhaltung und Gestaltung einer ausgewogenen Freiraumstruktur im Zuge der fortschrei-
tenden Entwicklung von Stadtlandschaften und zu einer langfristigen Verbesserung der 
Umweltqualität im dichtbesiedelten Raum beitragen sowie die Gestaltungsmöglichkei-
ten des Raumes langfristig wahren. 

G 55 Die funktionale Entwicklung und Ausgestaltung der regionalen Grünzüge sowie der 
Grünzäsuren soll im Rahmen integrativer Entwicklungskonzepte und insbesondere auf 
Basis des Masterplanes Regionalpark Rheinhessen durch Ausgestaltung der Regional-
parkrouten konkretisiert werden.  

Begründungen und Erläuterungen 

Zu Z 52 und Z 53:  
Wo Räume sich durch kontinuierliches Siedlungswachstum dynamisch entwickeln (hochverdichtete und verdichtete Be-
reiche (gemäß Raumstrukturgliederung des LEP IV, S. 40), bedarf es eines im Sinne der nachhaltigen Entwicklung vorsor-
genden, planerischen Handlungsansatzes, mit dem Siedlungen und Freiraum in ökologischer und sozialer Hinsicht verbun-
den und die naturräumlichen Prägungen und Eigenarten als landschaftsbezogene Identifikationsmerkmale im Siedlungs-
raum auch zukünftigen Generationen erhalten bleiben. Die nachhaltige Sicherung ökologischer und sozialer Freiraumfunk-
tionen in diesen Räumen dient der Erhaltung einer hohen Umwelt- und Lebensqualität für die Menschen in der Region 
und sichert darüber hinaus die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes. 
 
Die in der Raumordnungskarte ausgewiesenen regionalen Grünzüge sowie Grünzäsuren (vgl. Karte 5, S. 41) konkretisieren 
und ergänzen die im LEP IV dargestellten landesweit bedeutsamen Bereiche für den Freiraumschutz. Sie dienen dem lang-
fristigen Schutz des Freiraumes zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, der Gliederung des Siedlungs-
raumes bzw. des Siedlungsgefüges sowie dem Schutz und der Entwicklung der Kulturlandschaft im dicht besiedelten Raum. 
Aufgrund der hohen Besiedelungsdichte, der umfangreichen Stadt-Land-Verflechtungen und der räumlich-funktionalen 
Leistungen von Natur und Landschaft sind regionale Grünzüge als ein gemeindeübergreifendes Freiraumverbundsystem 
großräumig und landschaftsräumlich zusammenhängend ausgestaltet.  
 
Regionale Grünzüge und Grünzäsuren sind überwiegend multifunktional begründet. Sie erfüllen vielfältige z.T. sich mehr-
fach überlagernde raumbedeutsame ökologische und soziale Funktionen. Sie stehen insbesondere bei größeren Siedlungs-
gebieten mit örtlichen bzw. innerörtlichen Grünbereichen in Verbindung. In das System der regionalen Grünzüge und 
Grünzäsuren sind solche Gebiete einbezogen, die aufgrund ihrer spezifischen naturräumlichen Funktionen und aus regio-
nalplanerischer Sicht als besonders wertvoll einzustufen sind. Hierzu zählen z. B.: 
 

− wichtige Kaltluftentstehungs- und Kaltluftabflussbereiche, Ventilationsbahnen und Talabwindsysteme,  

− Gebiete mit Bedeutung für die Naherholung, wertvolle Gebiete für den Arten- und Biotopschutz, den Biotopver-
bund einschließlich bedeutsamer Entwicklungsbereiche, 

− wertvolle Bereiche für den Wasserhaushalt und Grundwasserschutz und die Wasserversorgung, 

− rechtlich festgesetzte Überschwemmungsgebiete sowie überschwemmungsgefährdete Bereiche,  

− Waldflächen, insbesondere auch Erholungs- und Erosionsschutzwald, 

− landschaftsprägende natürliche Elemente bzw. Kulturlandschaftsbestandteile (Waldflächen, strukturreiche Kul-
turlandschaftsbereiche, historische Kulturlandschafen, Wald- und Gewässerränder, Dünen, Hangkanten)  

− unzerschnittene Landschaftsteile  
 
Über die jeweiligen Funktionen des Regionalen Grünzuges geben die Textkarten der Fachkapitel  Auskunft. Darüber hinaus 
sind die räumlichen Ausprägungen der spezifischen Funktionen über ein Geo-PDF darstellbar. 
 
Mit den regionalen Grünzügen und Grünzäsuren werden verschiedene raumbedeutsame Freiraumfunktionen zusammen-
fassend gesichert. Sie integrieren und bündeln solche Freiraumfunktionen, die, wenn auch räumlich übereinanderliegend 
oder überlappend, i.d.R. nicht miteinander in einem landes- oder regionalplanerischen Zielkonflikt stehen, wie zum Bei-
spiel Überschwemmungsgebiete und überschwemmungsgefährdete Bereiche, landesweit und regional bedeutsame Bio-
topverbundräume, Bereiche mit Klimaschutzfunktionen und Grundwasserschutzfunktion. Regionale Grünzüge/ Grünzäsu-
ren ersetzen die bisherigen Vorrang- und Vorbehaltsgebietsausweisungen für den Hochwasserschutz (Überschwem-
mungsgebiete und überschwemmungsgefährdete Bereiche), jedoch ohne dadurch die notwendige Sicherung dieser Raum-
funktion zu schmälern, da in den Grünzügen eine Besiedelung nicht zulässig ist und in den Grünzäsuren ein generelles 
Freihalten von Bebauung gilt. Schließlich sind nur Nutzungen zulässig, die mit den Funktionen vereinbar sind. Das Ziel 
"Freihalten von Bebauung" gewährleistet insbesondere, dass räumlich-funktional bedeutende Leistungen des Naturhaus-
haltes und der Landschaft, wie beispielsweise klimaökologische Ausgleichsleistungen oder die Hochwasserrückhaltung in 
den natürlichen Überflutungsräumen zum Schutz der Bevölkerung, langfristig erhalten bleiben. Gerade diese beiden 
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Funktionen erfahren mit Blick auf die Zunahme der Variabilität des Klimageschehens aktuell einen hohen Bedeutungszu-
wachs. Das Freihalten von Bebauung ist gleichzeitig wirksamer Boden- und Flächenschutz. 
 
Diese regionalplanerische Ausformung des Instrumentes Grünzüge/Grünzäsuren wird damit begründet, dass ansteigende 
Anforderungen an die Sicherung von Ausgleichsleistungen von Natur und Landschaft bestehen und die diesbezüglichen 
Funktionen des Naturhaushaltes häufig multifunktional ausgeprägt sind. In der Regel liegen daher auch keine Zielkonkur-
renzen vor, welche durch monofunktionale Vorranggebiete zu entscheiden sind. Für Räume mit hoher multifunktionaler 
Prägung können vielmehr integrative Entwicklungskonzepte auf informeller Basis und Einbindung der Bürger Synergien 
schaffen (Beispiel: Eine Region im Gespräch - Rheinauenentwicklung und -gestaltung im Raum Mainz-Ingelheim - im Dialog 
in die Zukunft Ministerium für Umwelt und Forsten 1999/2000). Monofunktionale Vorranggebietsausweisungen können 
diesen Anforderungen nur bedingt Rechnung tragen.  
 
Regionale Grünzüge werden in der Regel land- und forstwirtschaftlich genutzt. Privilegierte landwirtschaftliche Vorhaben 
im Außenbereich sind in den regionalen Grünzügen zulässig, soweit die jeweiligen Freiraumfunktionen des Regionalen 
Grünzuges nicht beeinträchtigt werden. 
 
Grünzäsuren sind, soweit ihnen nicht im Einzelfall primär die Funktion der Siedlungszäsur zukommt, in das System der 
Grünzüge eingegliedert und deren funktionale Bestandteile. Vornehmlich bei größeren Siedlungskörpern bewahren sie 
den Zusammenhang und die Verbindung örtlicher bzw. innerörtlicher Freiflächen mit der freien Landschaft und sichern 
spezifische Freiraumfunktionen. In ihrer Funktion als Siedlungszäsuren sollen sie u.a. dem Entstehen ungegliederter, ins-
besondere bandartiger Siedlungsstrukturen entgegenwirken.  
 
Die regionalplanerisch gewollte Konzentration von Siedlungen entlang leistungsfähiger ÖPNV Infrastrukturen führt ohne 
ein flankierendes Freiraumschutzinstrument tendenziell zu einem „Aufeinander-Zuwachsen“ der Siedlungen und bei be-
ständigem Fortschreiten dieser Entwicklung zum Siedlungslückenschluss. Die Folge ist eine bandartige Siedlungsstruktur 
oder ein Siedlungskonglomerat, in welcher die einzelne Gemeinde nicht mehr erkennbar ist. Ausreichend große Freiräume 
zwischen den Siedlungen gliedern den Siedlungsraum, die Siedlungen bleiben als eigenständige Orte erkennbar, die inner-
regionale Identität bleibt erhalten. Die Freiräume sichern darüber hinaus gesunde Lebensbedingungen. 
 
Grünzäsuren werden daher insbesondere dort ausgewiesen, wo der Freiraum zwischen den Siedlungskörpern nur noch 
1.000 m beträgt oder diese 1.000 m bereits unterschritten sind. Grünzäsuren entsprechen in ihrer gewollten Wirkung den 
regionalen Grünzügen. Bei geplanten Maßnahmen innerhalb von Grünzäsuren ist regelmäßig davon auszugehen, dass de-
ren Funktionsfähigkeit durch Bebauung beeinträchtigt wird und deshalb keinerlei Bebauung zulässig ist. 
 
Die Bindungen durch die Ausweisung von regionalen Grünzügen und Grünzäsuren bestehen vornehmlich in einem gene-
rellen Freihaltegebot der Flächen des innerhalb der Grünzüge und Grünzäsuren liegenden unbebauten Freiraumes. Sied-
lungsflächen für Wohnbau-, Industrie- und Gewerbegebiete, Wochenend- und Ferienhausgebiete, sowie großvolumige, 
bauliche Freizeiteinrichtungen sind dort i.d.R. unzulässig.  
 
Nichtprivilegierte Einzelvorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB beeinträchtigen regelmäßig die Funktionen von regionalen Grün-
zügen und Grünzäsuren und sind daher ausgeschlossen. 
 
Privilegierte Vorhaben sind in regionalen Grünzügen zulässig, wenn andere öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
Diese Vorhaben sollen nur dann in einem Regionalen Grünzug zugelassen werden, wenn nachweislich im Ortsbereich und 
auf sonstigen Flächen außerhalb des Regionalen Grünzugs keine sinnvolle Möglichkeit für die Verwirklichung des Vorha-
bens besteht.  
 
Privilegierte landwirtschaftliche Vorhaben im Außenbereich sind in den regionalen Grünzügen zulässig, soweit die jeweili-
gen Freiraumfunktionen des Regionalen Grünzuges nicht beeinträchtigt werden. In der Regel vereinbar mit dem Regiona-
len Grünzug sind bauliche Änderungen oder Erweiterungen von vorhandenen landwirtschaftlichen Aussiedlungen, welche 
aus betrieblichen Gründen zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des landwirtschaftlichen Betriebes erforderlich sind (unter 
bestimmten Voraussetzungen auch bauliche Änderungen oder Erweiterungen im Bereich bestehender Aussiedlungen mit 
geeigneter Verkehrsanbindung, sowie geordneter Ver- und Entsorgungsinfrastruktur für gewerbliche Nutzungen). 
 
Infrastruktureinrichtungen und bestimmte Nutzungen, die von der Sache her ihren Standort im Freiraum haben - wie z.B. 
Kläranlagen, Wassergewinnungsanlagen, Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energien, Parkanlagen, Kleingartenanla-
gen, Sportplätze, Schutzhütten und nicht außerhalb der regionalen Grünzüge verwirklicht werden können - sind in regio-
nalen Grünzügen zulässig, wenn sie unvermeidbar sind und nur dort errichtet werden können. Sie sind dabei so zu planen 
und auszuführen, dass die Funktionsfähigkeit des Grünzuges erhalten bleibt. Vorhaben für landschaftsgebundene bzw. 
freiraumbezogene Freizeit- und Erholungsnutzungen sind im Einzelfall auf ihre Grünzugverträglichkeit zu prüfen. 
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Notwendige bauliche Anlagen, insbesondere Gebäude, müssen eine untergeordnete Funktion haben und hinsichtlich 
Größe, Lage und Kubatur mögliche Beeinträchtigungen des Grünzuges möglichst weitgehend vermeiden. 
 
Die Ausweisung einer Grünzäsur steht als Ziel der Regionalplanung auch privilegierten Vorhaben in der Regel als öffentli-
cher Belang entgegen. Ausnahmsweise ist die Erweiterung standortgebundener technischer Infrastruktur zulässig. Vor-
handene privilegierte Vorhaben genießen Bestandsschutz. Maßnahmen zur Erhaltung und zum Bestandsschutz sind mög-
lich. Bauliche Änderungen oder Erweiterungen von vorhandenen landwirtschaftlichen Aussiedlungen, welche aus betrieb-
lichen Gründen zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des landwirtschaftlichen Betriebes erforderlich sind, sind möglich. Bei 
baulichen Änderungen und Erweiterungen ist von dem vorhandenen Betrieb untergeordneten baulichen Anlagen auszu-
gehen. Im Einzelfall, insbesondere in größeren Grünzäsuren, können ausnahmsweise landwirtschaftlich privilegierte Aus-
siedlungen zulässig sein, soweit diese nach Art, Umfang und Größe nicht raumbedeutsam sind oder zu einem Entstehen 
von Splittersiedlungen führt. Agglomerationen von Aussiedlungen sind regelmäßig raumbedeutsam. Insgesamt können 
die regionalen Grünzüge und Grünzäsuren die ihnen zugewiesenen Funktionen nur dann auf Dauer nachhaltig erfüllen, 
wenn dort keine Besiedelung stattfindet. Bei einer ausnahmsweisen Inanspruchnahme im Einzelfall ist sicherzustellen, 
dass mögliche Funktionsbeeinträchtigungen vermieden oder ausgeglichen werden. Dies kann z. B. durch die Rücknahme 
einer rechtskräftig geplanten, noch nicht realisierten Siedlungsfläche, an anderer Stelle bei gleichzeitiger Festlegung dieses 
Bereiches als Regionaler Grünzug im Rahmen eines Abweichungs- oder Regionalplanänderungsverfahrens erfolgen. 
 
Zu Z 53 a:  
In Regionalen Grünzügen ist anders als in Grünzäsuren eine Bebauung durch im Außenbereich privilegierte Vorhaben nicht 
ausgeschlossen. Da Freiflächen-Photovoltaikanlagen inzwischen unter bestimmten Umständen zu den privilegierten Vor-
haben zählen, wurden Regionale Grünzüge bei der Festlegung von Vorbehaltsgebieten für die Freiflächen-Photovoltaik 
nicht ausgeklammert. Auf diese Weise sollte die Standortsuche nicht von vorneherein zu stark eingegrenzt werden. Gleich-
wohl kommt es nur in Einzelfällen zu einer überlagernden Darstellung von Regionalen Grünzügen und Vorbehaltsgebieten 
für die Freiflächen-Photovoltaik. In diesen Fällen kann der Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht das Ziel 
eines Regionalen Grünzuges entgegenstehen. Denn im Zuge der überlagernden Darstellung hat bereits eine grundlegende 
Abwägung über die Vereinbarkeit beider Festlegungen stattgefunden. 
 
Zu G 54 und G 55:  
In den regionalen Grünzügen besteht neben dem raumordnerischen Ordnungs- und Steuerungsauftrag auch ein Entwick-
lungsauftrag i.S. einer Aufwertung der Landschaften und Freiräume. Hierfür bedarf es der Umsetzung und Weiterentwick-
lung des Masterplanes „Regionalpark Rheinhessen“. Auf dieser Basis sollen Landschaften miteinander vernetzt und erleb-
bar gemacht werden und vorhandene funktionale Beeinträchtigungen (z.B. infolge von Landschaftszerschneidungen durch 
Verkehrstrassen und infolge von Verkehrslärmbelastungen) durch geeignete Maßnahmen und Aktivitäten abgebaut wer-
den. Damit soll die Identität der Region nach innen und außen gestärkt, die Kulturlandschaft zeitgemäß weiterentwickelt 
und die Erholungseignung verbessert werden. Somit werden die regionalen Grünzüge und Grünzäsuren im Rahmen der 
kooperativen Regionalentwicklung umsetzungsorientiert ausgestaltet. 
 
Hinweis: 
Die zeichnerische Festlegung der Grünzüge und Grünzäsuren im Regionalplan im Maßstab 1:75:000 ist gebietsscharf. Die 
weitere räumliche und inhaltliche Konkretisierung bis hin zur parzellenscharfen Ausformung erfolgt im Rahmen der Bau-
leitplanung oder der Fachplanung. 
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Karte 5 Regionaler Grünzug und Grünzäsuren10 

 

 
10 Karte wurde berichtigt im Bereich Layenhof (Stadtgrenze Mainz/Ingelheim a.R.) 
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3.3 Regionaler Biotopverbund 

 
Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
 
 

3.4 Grundwasserschutz 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 
 

3.5 Hochwasserschutz und Oberflächengewässer 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 

 

3.6 Klima und Reinhaltung der Luft 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
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3.7 Landwirtschaft 

Für die Erhaltung von Gebieten für die Landwirtschaft, den Wein- und Obstbau sowie für den Anbau von 

Sonderkulturen als regional bedeutsame und kulturlandschaftsprägende Raumnutzungen und Wirt-

schaftszweige, weist der regionale Raumordnungsplan Vorranggebiete für die Landwirtschaft aus. 

G 81 Die für die landwirtschaftliche Bodennutzung besonders geeigneten Gebiete sollen der 
nachhaltigen Produktion von qualitativ hochwertigen und gesunden Nahrungsmitteln zur 
Versorgung der Bevölkerung in der Region dienen und langfristig gesichert werden. Die 
landwirtschaftliche Bodennutzung soll darüber hinaus zur Erhaltung und Entwicklung einer 
vielfältigen Kulturlandschaft beitragen und damit andere Nutzungsansprüche an die Land-
schaft, insbesondere Arten- und Biotopschutz, Landschaftsbild und Erholung unterstützen. 
Für die Sicherung einer leistungs- und wettbewerbsfähigen Landwirtschaft sollen dort, wo 
dies unter Berücksichtigung ökologischer und sozialer Belange möglich ist, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur umgesetzt werden. 
 

G 82 Den Belangen der Landwirtschaft ist bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeut-
samen Nutzungsansprüchen grundsätzlich ein besonderes Gewicht beizumessen. In der Ab-
wägung sollen insbesondere die Funktionen 
 

 - Ernährungs- und Versorgungsfunktion (Acker-/Grünlandzahl, Ertragspotenzial, Bereg-
nungswürdigkeit), 
 

 - Einkommensfunktion, 
 

 - Wertschöpfungsfunktion, 
 

 - Arbeitsplatzfunktion, 
 

 - Kulturlandschaftspflege- und Erholungsfunktion, 
 

 - Bodenschutzfunktion, 
 

 - Funktion für die bodengebundene Tierhaltung in Grünlandbereichen 
 

 berücksichtigt werden. 
 

Z 83 In Vorranggebieten für die Landwirtschaft hat die nachhaltige landwirtschaftliche Boden-
nutzung Vorrang vor konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungsansprüchen. Es sind 
dort nur Maßnahmen und Vorhaben zulässig, die auf Dauer mit der landwirtschaftlichen 
Nutzung vereinbar sind. 
 

Z 83a In Vorranggebieten für Landwirtschaft können bei Überlagerung mit den Vorbehaltsgebie-
ten für die Photovoltaiknutzung innerhalb dieser Vorbehaltsgebiete Freiflächen-Photovol-
taikanlagen errichtet werden. 
 

G 84 Soweit in Gebieten für die Landwirtschaft Flächeninanspruchnahmen für die Umsetzung 
naturschutzfachlicher Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen sind, soll hierbei Rücksicht auf 
die agrarstrukturellen Belange genommen und es sollen insbesondere die für die landwirt-
schaftliche Nutzung gut geeignete Böden geschont werden. 
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G 85 Großflächige Bodenversiegelungen von wertvollen Böden für die Nahrungsmittelproduk-
tion sollen grundsätzlich vermieden werden. Großflächige, an Gebäude oder Hallen gebun-
dene landwirtschaftsaffine Produktionsformen mit gewerblicher Ausrichtung, sollen aus 
raum- und siedlungsstrukturellen Gründen bevorzugt auf Flächen im bebauten Zusammen-
hang errichtet werden. 

G 86 In den Fluss- und Bachauen soll die Grünlandwirtschaft als standortgerechte Nutzung bei-
behalten bzw. möglichst wieder eingeführt werden. Auf den   Grenzertragsflächen der Mit-
telgebirgsstandorte soll die Landschaft im Wesentlichen offen gehalten werden, ggf. auch 
durch extensive Grünlandnutzung. In den landwirtschaftlich intensiv genutzten Gebieten 
wie z.B. in Rheinhessen sollen Hecken, Feldgehölze, Wald, Extensiv-Wiesen u.ä. natürliche 
Landschaftsbestandteile einen Anteil von 5 % der Fläche erreichen. Dies ist im Rahmen von 
Bodenordnungsmaßnahmen, agrarstrukturellen Entwicklungs-planungen und der Bauleit-
planung zu berücksichtigen. 

G 87 Die standörtliche Vielfalt landwirtschaftlicher Nutzflächen soll als Grundlage der Vielfalt an 
regionalen Produkten zur verbrauchernahen Versorgung erhalten bleiben. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 81 und G 82:  
Durch Siedlungs- und Verkehrsflächenzuwachs, durch die Zunahme der Wald- und Erholungsflächen sowie eine zuneh-
mende Flächenbeanspruchung für naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen, ist ein stetiger Verlust an Landwirt-
schaftsfläche festzustellen. Insgesamt verzeichnet die Landwirtschaftsfläche in der Region seit 1978 erhebliche Verluste 
(20.000 ha; -12,3 %). Aufgrund des anhaltenden Strukturwandels in der Landwirtschaft geht die Zahl der Betriebe zurück 
bei gleichzeitiger Vergrößerung der durchschnittlichen Betriebsgrößen. Dem Verlust an Landwirtschaftsfläche steht aktuell 
eine erhöhte Flächennachfrage gegenüber. Dies und insbesondere die vielfältigen Funktionen der Landwirtschaft, wie die 
Ernährungs- und Versorgungsfunktion, Rohstoffproduktion, Wertschöpfungs- und Arbeitsplatzfunktion, Erhaltung und 
Pflege der Kulturlandschaft, begründen insgesamt eine hohe Sorgfaltspflicht für die Nutzung und für den Schutz der land-
wirtschaftlichen Nutzflächen (siehe Karte 12, S. 60). 
 
Zu Z 83:  
Mit der Sicherung von für die landwirtschaftliche Nutzung geeigneten Gebieten durch Vorranggebiete werden die räumli-
chen Voraussetzungen für die Landwirtschaft für die Nahrungs- und Rohstoffproduktion im Sinne des ROG § 2, Absatz 4 
geschaffen. Gleichzeitig wird hiermit dem Ziel 120 LEP IV, „die landesweit bedeutsamen Bereiche für die Landwirtschaft 
werden durch die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten in den Regionalplänen gesichert“, Rechnung getra-
gen. Die zu schaffenden räumlichen Voraussetzungen werden ergänzt durch das System der zentralen Orte und das Kon-
zept der Schwellenwerte für die Wohnbauflächenentwicklung. Diese planerischen Konzepte konzentrieren die Siedlungs-
entwicklung auf Gemeinden in einem polyzentrischen System.  
 
Nach den Kriterien der Landwirtschaftskammer (z. B. Ackerzahl/Grünlandzahl, Ertragspotenzial und Beregnungswürdigkeit 
sowie Einkommens-, Wertschöpfungs- und Arbeitsplatzfunktionen) haben 80 % der Landwirtschaftsfläche in der Region 
eine sehr hohe Bedeutung und Schutzbedürftigkeit und rund 20 % noch eine hohe Bedeutung. Somit sind in der Region 
Rheinhessen-Nahe faktisch alle landwirtschaftlichen Nutzflächen schutzbedürftig. 
 
Bedingt durch den landwirtschaftlichen Strukturwandel gewinnt heute das Kriterium „größere zusammenhängende Ge-
biete" als Voraussetzung für eine hoch mechanisierte und wettbewerbsfähige Landwirtschaft zunehmend an Bedeutung, 
so dass das Kriterium Bodengüte nicht mehr als Alleinstellungsmerkmal für die Sicherung der räumlichen Voraussetzungen 
für die Landwirtschaft zu sehen ist. Die vorrangige Sicherung von Landwirtschaftsflächen auf Ebene der Regionalplanung 
orientiert sich daher insbesondere an solchen Flächenpotenzialen, welche grundsätzlich die räumlichen Voraussetzungen 
erfüllen bzw. auch weitere Entwicklungspotenziale (Bodenordnung) für eine moderne landwirtschaftliche Nutzung auf-
weisen. Bezogen auf die regionalbedeutsamen Nutzungstypen sind dies für den Ackerbau zusammenhängende Flächen > 
50 ha, für Grünland > 25 ha, für Weinbau > 10 ha, für Obstbau > 5 ha (siehe Karte 12, S. 60). Die Ausweisung von Vorrang-
gebieten für die Landwirtschaft erfolgt unter dieser Prämisse sowie unter Berücksichtigung der wertgebenden Merkmale 
der landesweit bedeutsamen Bereiche für die Landwirtschaft gemäß LEP IV, welche auf der Aggregation der Vorrangge-
biete für die Landwirtschaft gemäß ROP 2004 basieren. Hierdurch werden die landesweit bedeutsamen Bereiche für die 
Landwirtschaft konkretisiert.  
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Die Ausweisung regionalplanerischer Vorranggebiete für die Landwirtschaft begründen schließlich auch die folgenden As-
pekte: 
 
Flächen mit hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit sind für die Nahrungsmittelproduktion von sehr hohem gesellschaftli-
chem Wert. Sie sind natürlicherweise begrenzt und nicht vermehrbar. Sie sind auch Grundlage der Wertschöpfungskette, 
landwirtschaftlicher Einkommen und bedürfen damit der nachhaltigen Sicherung im Sinne der Daseinsvorsorge.  
 
Die regionale standörtliche Vielfalt ist Grundlage räumlich differenzierter landwirtschaftlicher Nutzungsmöglichkeiten, be-
trieblicher Spezialisierungen (Grünland, Viehhaltung, Acker-, Wein-, Obst-, Gemüse- und Spargelanbau), regionaler Ver-
marktung und verbrauchernaher Versorgung. Diese breite Palette regionaler landwirtschaftlicher „Begabungen“ soll er-
halten bleiben. 
Für die landwirtschaftliche Nutzung sind auch Flächen von Bedeutung, die bei einer geringeren natürlichen Ertragsfähigkeit 
noch einen signifikanten Beitrag zur Nahrungsmittel- und Rohstoffproduktion leisten können bzw. den Anbau spezifischer 
Produkte, wie z.B. Wein, Obst, Spargel, Gemüse und Futtermittel, ermöglichen.  
Eine hohe Agrarstrukturgüte ist Grundvoraussetzung zur Sicherung einer leistungs- und wettbewerbsfähigen Landwirt-
schaft.  
 
Zu Z 83 a: 
Bei der Standortsuche für Vorbehaltsgebiete für Freiflächen-Photovoltaikanlagen wurden Vorranggebiete für Landwirt-
schaft nicht von vorneherein ausgeschlossen, da im LEP IV (G 166) ausdrücklich auch ertragsschwache, artenarme oder 
vorbelastete Acker- und Grünlandflächen als mögliche Standorte benannt werden. Als Kenngröße kann hierfür die regio-
naltypische Ertragsmesszahl herangezogen werden. Aus diesem Grund wurden Vorranggebiete für Landwirtschaft, deren 
Ertragsmesszahl < 35 ist, in die Suche nach geeigneten Vorbehaltsgebieten einbezogen. Infolge dessen gibt es einige Vor-
ranggebiete für Landwirtschaft mit niedrigen Ertragsmesszahlen (< 35), die zugleich als Vorbehaltsgebiete für Freiflächen-
Photovoltaik festgelegt werden. In diesen Fällen kann der Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht das Ziel 
Vorrang Landwirtschaft entgegenstehen. Denn im Zuge der überlagernden Darstellung hat bereits eine grundlegende Ab-
wägung über die Vereinbarkeit beider Festlegungen stattgefunden. 
 
Zu G 84:  
Ein Teil der Flächenverluste ist auf naturschutzrechtlich begründete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zurückzuführen. 
Diese Maßnahmen beanspruchen z.T. auch hochwertige Böden und können sich negativ auf die Agrarstrukturgüte auswir-
ken. Insofern ist auf agrarstrukturelle Belange und hochwertige Bodenressourcen Rücksicht zu nehmen (siehe hierzu auch 
§ 15 Abs. 3 BNatSchG). Insbesondere soll vorrangig geprüft werden, ob der Ausgleich oder Ersatz auch durch andere Maß-
nahmen (z.B. Bewirtschaftungs- und Pflegemaßnahmen) erbracht werden kann. Diesbezüglich soll in den Flächennut-
zungsplänen ein Hinweis aufgenommen werden. 
 
Zu G 85:  
Die Erhaltung wertvoller Böden ist für die Nahrungsmittelproduktion grundsätzlich und auch für zukünftige Generationen 
von hoher Bedeutung.  
 
Auch Gewächshäuser zählen zu den landwirtschaftlichen Produktionsformen. Zahl und Größe solcher Betriebsausrichtun-
gen im Außenbereich nehmen aktuell zu. Setzt sich dieser Entwicklungstrend fort, so geht dies mit einer Zersiedelung der 
Landschaft einher. Aus raumstrukturellen Gründen sollen derartige Betriebe deshalb nach Möglichkeit in Gewerbegebie-
ten realisiert werden, so dass sie in einem städtebaulichen Zusammenhang stehen und an bereits vorhandenen Infrastruk-
turen angebunden werden können. Hierdurch können weitere Belastungen von Natur- und Landschaft im Außenbereich 
vermieden werden. 
 
Zu G 86:  
Die Grünlandwirtschaft stellt insbesondere in den Tälern eine besonders standorttypische und standortgerechte Nutzung 
dar, welche gleichzeitig verträglich ist mit Überschwemmungen und der Biotopvernetzung.  
 
Die intensive landwirtschaftliche Bodennutzung zeitigt in den sog. ausgeräumten Landschaften eine relative Artenarmut. 
Gleichzeitig sind viele landwirtschaftliche Nutzflächen temporär der Wind- und Wassererosion ausgesetzt. Bodenord-
nungsmaßnahmen sollen daher neben der Verbesserung der agrarstrukturellen und betriebswirtschaftlichen Verhältnisse 
auch der Verbesserung der ökologischen Situation, dem Biotopverbund und dem Schutz des Bodens vor Erosion Rechnung 
tragen. 
 
Zu G 87:  
Die standörtliche Vielfalt sichert eine breite Palette an regionalen Produkten für die verbrauchernahe Versorgung. 
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Karte 6: Regional bedeutsame landwirtschaftliche Nutzungstypen 
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3.8 Wald und Forstwirtschaft 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
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3.9 Sicherung der Rohstoffversorgung 

Für die nachhaltige Sicherung von Rohstofflagerstätten weist der Regionalplan Folgendes aus:  
 
- Vorranggebiete für den kurz- bis mittelfristigen Rohstoffabbau,  
- Vorranggebiete für die langfristige Rohstoffsicherung,  
- Gebiete mit besonderer Bedeutung für die Rohstoffsicherung, die von dauerhaft entgegen-stehender 

Nutzung freizuhalten sind  
- Vorbehaltsgebiete für die Rohstoffsicherung. 
 
Z 92 In den Vorranggebieten für den kurz- bis mittelfristigen Rohstoffabbau hat die Sicherung der 

oberflächennahen Rohstofflagerstätten Vorrang vor anderen Raumnutzungsansprüchen, die 
einem Abbau der Rohstofflagerstätten entgegenstehen können.  

 
Z 93 In den Vorranggebieten für die langfristige Rohstoffsicherung hat die Sicherung der oberflä-

chennahen Rohstofflagerstätten im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung Vorrang vor 
anderen Raumnutzungsansprüchen, die einem möglichen, zukünftigen Abbau der Rohstoff-
lagerstätte entgegenstehen können. Diese Vorranggebiete kommen für einen Rohstoffab-
bau innerhalb der Laufzeit des regionalen Raumordnungsplans nicht in Betracht.  

 
Z 94 In Gebieten mit besonderer Bedeutung für die Rohstoffsicherung sind Vorhaben und Maß-

nahmen nicht zulässig, die mit einer dauerhaften Sicherung des Rohstoffes nicht in Einklang 
gebracht werden können. Die Gebiete mit besonderer Bedeutung für die Rohstoffsicherung 
kommen für einen Rohstoffabbau innerhalb der Laufzeit des regionalen Raumordnungsplans 
nicht in Betracht.  

 
G 95 In Vorbehaltsgebieten für die Rohstoffsicherung hat die Sicherung der Rohstofflagerstätten 

grundsätzlich eine hohe Bedeutung. Den Belangen der Rohstoffsicherung soll hier bei der 
Abwägung mit anderen konkurrierenden Raumnutzungsansprüchen ein besonderes Ge-
wicht beigemessen werden. 

 
G 96 Der Rohstoffabbau soll im Sinne der Raumverträglichkeit und der Nachhaltigkeit Beeinträch-

tigungen von Natur und Landschaft möglichst gering halten, nachteilige Auswirkungen auf 
andere Raumnutzungen, insbesondere auf die Bevölkerung, die Wasserwirtschaft, die Nah-
erholung sowie die Land- und Forstwirtschaft vermeiden bzw. gering halten. Der Rohstoff 
soll möglichst vollständig abgebaut werden. Insbesondere sollen Substitutionspotenziale, 
wie z. B. Materialien aus dem Bauschuttrecycling, soweit möglich, stärker zur Schonung der 
natürlichen standortgebunden Rohstoffe und Minderung der Eingriffe in Natur und Land-
schaft genutzt werden. Erweiterungen an bestehenden, in Nutzung befindlichen Abbaustel-
len, sind im Regelfall Neuaufschlüssen vorzuziehen.  

 
G 97 Für Abbaustellen sollen qualifizierte Folgenutzungskonzepte entwickelt werden. Diese sol-

len regionale bzw. kommunale Entwicklungsvorstellungen einbinden und gemeinsam mit al-
len Beteiligten entwickelt werden. Folgenutzungskonzepte können insbesondere ökologi-
schen Themen Raum geben, nachhaltige land- und forst- oder wasserwirtschaftliche Nutzun-
gen ermöglichen und neue Landschaftsqualitäten schaffen, welche beispielsweise für Natur-
schutz, Naherholung und Tourismus neue Akzente setzen und einen Mehrwert für die Ge-
meinde und die Region erbringen.  
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G 98 Handlungsempfehlungen 
 
 Verbesserung der Datenbasis und Kooperation: 

 Für die Sicherung einer nachhaltigen Rohstoffversorgung sollen die rohstoffgeologischen Da-
tengrundlagen landesweit kontinuierlich verbessert und fortgeschrieben werden. Die Ko-
operation zwischen den Rohstoffunternehmen, den Verbänden, den fachlich zuständigen 
Behörden und der Planungsgemeinschaft soll hierzu ausgebaut und verstetigt werden. 

 
 Fortführung des Dialoges mit den Bürgern: 

 Über Konkretisierungen der Planungen für den Rohstoffabbau durch den Unternehmersol-
len Gemeinden und Bürger frühzeitig informiert werden. Auch in Plangenehmigungsverfah-
ren zu konkreten Abbauvorhaben soll die Kultur des offenen Dialoges, wie im „Modellpro-
jekt nachhaltiges Rohstoffsicherungskonzept“ beispielhaft praktiziert, mit den Fachbehör-
den, den Gemeinden, den Bürgern, der Planungsgemeinschaft und den Verbänden fortge-
führt werden. Hierdurch können Hinweise und Anregungen zum Vorhaben und ggf. zur Fol-
genutzung bzw. Rekultivierung frühzeitig zu einem einvernehmlichen Interessensausgleich 
beitragen. 

Zu Z 92: Als Vorranggebiete für den kurz- bis mittelfristigen Rohstoffabbau werden im Einzelnen ausgewiesen und in 
der Raumordnungskarte dargestellt: 

 
Bereits genehmigte Abbauflächen sind mit einem „*“ gekennzeichnet. 
 

LGB-Nr. Name 
Kreis / kreisfreie 

Stadt 
Größe 

(ha) 
Eignung 

Konflikt-
wert 

Priorisierung 

Andesit 

4104/1 Niederwörresbach Birkenfeld 40 0,93 21 3 

4115/1 Marta Bad Kreuznach 7 0,79 5 1 

4116/1 Gollenberg Birkenfeld 25 0,79 9 1 

6002/1 Hubertusruh Birkenfeld 24 0,76 5 2 

6005/1 Berschweiler Birkenfeld 19 0,93 4 1 

4091* Andesitsteinbr. Langenthal Bad Kreuznach 39    

4112* Ellenberg bestehender Abbau Birkenfeld 27    

4115* Marta Bad Kreuznach 20    

4116* Gollenberg Birkenfeld 33    

  Summe 234    

Dachschiefer 

4088/1a Tagebau Bocksberg/ Eschenbach Birkenfeld 34 1,00 10 2 

4088* 
Schiefertagebau Bocksberg/ 

Eschenbach 
Birkenfeld 11    
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LGB-Nr. Name 
Kreis / kreisfreie 

Stadt 
Größe 

(ha) 
Eignung 

Konflikt-
wert 

Priorisierung 

5271* Schiefergrube Rhein Mainz-Bingen 4    

5273* Henschhausen Mainz-Bingen 3    

  Summe 52    

Kalkstein 

4078/1 Kalksteinbr. Stromberg, Hunsfels Bad Kreuznach 7 1,0 15 2 

5229 Kalksteinbruch Nierstein Mainz-Bingen 17 1,0 18 2 

  Summe 24    

Kies und Sand 

4095/1 Hackenheim Bad Kreuznach 4 0,67 11 3 

4096/1 Sandgrube Steinhardt Bad Kreuznach 2 0,86 13 2 

51961) 
Wiesoppenheim, Sand- und Kies-

grube 
Worms (13) 0,575 5 2 

5203/1 
Ibersheim Unterfeld 

Hamm Breitfleckensee 
Stadt Worms 15 0,79 12 2 

5217 
Kies- und Sandgrube Wendels-

heim 
Alzey-Worms 1 0,685 9 2 

5235/1 SE‘ Aspisheim Mainz-Bingen 5 0,575 10 3 

5240/1 
Sand- und Kiesgrube Gewann 

Permut 
Alzey-Worms 26 0,67 13 2 

5256/1 Sandgrube St. Johann Mainz-Bingen 7 0,96 5 1 

5258/1 
Oberhilbersheimer  

Plateau 
Mainz-Bingen 3 0,785 6 1 

5259/1 Sandgrube Aspisheim Mainz-Bingen 4 0,96 8 1 

5267/1 Auf dem König Mainz-Bingen 13 0,96 8 1 

6* Wallhausen Bad Kreuznach 1    

5240 
Sand- und Kiesgrube Eich und Ge-

wann Permut 
Alzey-Worms 33    

5246 
Sand- und Kiesgrube  

Hubwiese Aspen 
Alzey-Worms 18    

5247* Sand- und Kiesgrube Pfarrwiese Alzey-Worms 16    

4096* Sandgrube Steinhardt Bad Kreuznach 6    

5203* 
Ibersheim Unterfeld,  

Hamm Breitfleckensee,  
Worms 19    
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LGB-Nr. Name 
Kreis / kreisfreie 

Stadt 
Größe 

(ha) 
Eignung 

Konflikt-
wert 

Priorisierung 

5232* Aspisheim Hungerberg Mainz-Bingen 2    

5238* Hamm, Neumorgensee Alzey-Worms 32    

5264* Auf der Lina Mainz-Bingen 10    

5265* Rümmelsheim II Mainz-Bingen 9    

5266* Rümmelsheim III Mainz-Bingen 11    

5267* Auf dem König Mainz-Bingen 7    

  Summe 
(244) 1) 

257 
   

Quarzit 

4077/1 Stromberg „Alexandra“ Bad Kreuznach 40 0,82 10 2 

4086/1 Quarzitsteinbr. Kappelbach Birkenfeld 10 0,82 6 1 

4103/1 Quarzitsteinbr. Allenbach Birkenfeld 6 0,82 12 2 

5269/1 Quarzitsteinbr. Sooneck Mainz-Bingen 14 0,82 17 2 

4077* Stromberg Alexandra Bad Kreuznach 25    

4103* Quarzitsteinbr. Allenbach Birkenfeld 10    

  Summe 105    

Quarzsand 

5201/1 
Worms-Abenheim, Quar-
zitsandgr. „Auf dem Berg“ 

Worms 19 0,96 8 3 

5201/21) 
Worms-Abenheim, Quar-
zitsandgr. „Auf dem Berg“ 

Worms 53 0,96 8 1 

5211/1 
Worms-Abenheim, Quar-

zitsandgr. „Auf dem Berg“ Erwei-
terung Ost 

Worms 7 0,96 7 1 

5211/21) 
Worms-Abenheim, Quar-

zitsandgr. „Auf dem Berg“ Erwei-
terung Ost 

Worms 36 0,96 16 2 

5214/1 Quarzsandgr. Kriegsheim Alzey-Worms 2 1,0 9 1 

5194* Quarzitsandtagebau „Anette“ Worms 3    

5195* Offsteiner Ruh Sandgrube Worms 5    

5197* 
Worms-Abenheim, Quar-
zitsandgr. „Auf dem Berg“ 

Worms 7    

5198* 
Worms-Abenheim, Quar-
zitsandgr. „Auf dem Berg“ 

Worms 9    
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LGB-Nr. Name 
Kreis / kreisfreie 

Stadt 
Größe 

(ha) 
Eignung 

Konflikt-
wert 

Priorisierung 

5214* Quarzsandgrube Kriegsheim Alzey-Worms 7    

  Summe 148     

Quarzsand/Kies 

5193 Pfeddersheim, In den Stricken Worms 27 0,96 11 2 

  Summe 27    

Rhyolith 

4092/1 Rhyolithsteinbr. Traisen Bad Kreuznach 6 0,86 8 2 

3* Bad Kreuznach Bad Kreuznach 3    

4092* Rhyolithsteinbr. Traisen Bad Kreuznach 11    

4114* Ellweiler Birkenfeld 76    

  Summe 96    

Sandstein 

5225 Flonheim Alzey-Worms 4 0,88 9 1 

  Summe 4    

Schluff- und Tonstein 

5224/1 Ziegeleigrube (Poroton) Alzey-Worms 27 0,79 10 2 

5222* Ziegeleigrube (Poroton) Alzey-Worms 14    

  Summe 41    
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Zu Z 93: Als Vorranggebiete für die langfristige Rohstoffsicherung werden im Einzelnen ausgewiesen und in der 
Raumordnungskarte dargestellt: 

LGB-Nr. Name 
Kreis / kreisfreie 

Stadt 
Größe 

(ha) 
Eignung 

Konflikt-
wert 

Priorisierung 

Andesit 

4093 Simmertal Klaffsteinchen Bad Kreuznach 9 0,405 6 3 

4102/1 Limbergskopf bei Bergen Birkenfeld 28 0,67 7 2 

4109 Mackenrodt Birkenfeld 17 0,67 17 3 

4110 Hussweiler Birkenfeld 12 0,67 13 3 

4113 Andesithsteinbr. Buhlenberg Birkenfeld 37 0,67 12 3 

  Summe 103    

Dachschiefer 

4085/1 E‘Bundenbach Birkenfeld 7 0,88 18 2 

4089 Sulzbach Birkenfeld 35 0,88 9 1 

  Summe 42    

Kalkstein 

4078/2 
Kalksteinbruch Stromberg, Huns-

fels 
Bad Kreuznach 3 1,0 19 3 

5231 Essenheim Mainz-Bingen 167 0,435 7 3 

6001/1 Gollenfels Bad Kreuznach 8 0,88 21 3 

  Summe 178    

Kies und Sand 

4084/1 Im Schaftheu Bad Kreuznach 31 0,59 13 3 

4095/2 Hackenheim Bad Kreuznach 7 0,67 15 3 

4096/2 Sandgrube Steinhardt Bad Kreuznach 2 0,86 12 2 

5202 Hamm, Neumorgensee, Mittella-
che 

Worms 36 0,79 13 2 

5203/2 
Ibersheim Unterfeld 

Hamm Breitfleckensee 
Worms 18 0,79 12 2 

5221 Sandgrube Wonsheim Alzey-Worms 5 0,565 6 2 

5240/2 Sand und Kiesgrube 
Eich und Gewann Permut 

Alzey-Worms 10 0,67 20 4 

5250 Gimbsheim-Dolgesheim Alzey-Worms 49 0,465 15 4 

5258/2 Oberhilbersheimer Plateau Mainz-Bingen 12 0,785 10 2 

5275/1 Gimbsheim, In der Kieskaute Alzey-Worms 45 0,465 13 4 

  Summe (215) 1)    
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LGB-Nr. Name 
Kreis / kreisfreie 

Stadt 
Größe 

(ha) 
Eignung 

Konflikt-
wert 

Priorisierung 

Löss 

5263 Heilerde Münster- Sarmsheim Mainz Bingen 4 1,0 15 2 

  Summe 4    

Quarzit 

4077/2 Stromberg „Alexandra“ Bad Kreuznach 32 0,82 14 2 

4079 Hardtwald Bad Kreuznach 76 0,435 23 5 

4086/2 Quarzitsteinbr. Kappelbach Birkenfeld 17 0,82 6 1 

5268/1 Quarzitsteinbr. Waldalgesheim Mainz-Bingen 33 0,82 12 2 

  Summe 158    

Quarzsand 

5202 
Hamm, Neumorgensee Mittella-

che 
Worms 36 0,79 13 2 

5214/2 Quarzsandgrube Kriegsheim Alzey-Worms 53 1,0 20 3 

  Summe 89    

Rhyolith 

4105/1 Bauwald I Bad Kreuznach 60 0,74 5 2 

4106/1 Bauwald II Bad Kreuznach 235 0,74 13 3 

60041 Zuckerberg Bad Kreuznach 5 0,475 8 3 

  Summe 300    

Sandstein 

4111 Kaisersteinbruch Bad Kreuznach 15 0,665 8 2 

5226/1 Sandsteinbr. Flonheim Alzey-Worms 51 0,88 10 2 

6000/1 Auf der Klaus, Antoniushof  Bad Kreuznach 33 0,84 8 1 

  Summe 99    

Schluff- und Tonstein 

5224/2 
Ziegeleigrube (Poroton) 

Wöllstein 
Alzey-Worms 30 0,79 10 2 

4082 Ziegelei Reservegelände Bad Kreuznach 7 0,405 6 3 

  Summe 37    
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Zu Z 94: Als Gebiete mit besonderer Bedeutung für die Rohstoffsicherung werden im Einzelnen ausgewiesen und 
in der Raumordnungskarte dargestellt: 

LGB-Nr.  Name Kreis / kreisfreie 
Stadt 

Größe 
(ha) 

Eignung Konflikt-
wert 

Priorisierung 

Kies und Sand 

5244/1 
Sand- und Kiesgrube 

Altrheininnenbogen 
Alzey-Worms 52 0,79 12 2 

5244/2 
Sand- und Kiesgrube 

Altrheininnenbogen 
Alzey-Worms 33 0,79 13 2 

  Summe 85    

Andesit 

4094 Simmertal, Weiler Bad Kreuznach 56 0,495 12 4 

4108/1 Baerweiler Bad Kreuznach 94 0,405 13 4 

  Summe 150    

Kalkstein 

5227 Dexheim Mainz-Bingen 467 0,82 27 3 

5228/1 SE‘ Freimersheim Alzey-Worms 172 0,435 16 4 

5230 Kalksteinbruch Nierstein Mainz-Bingen 23 1,0 22 3 

5252/1 Laubenheimer Höhe Süd Mainz 145 0,7 17 3 

5253/1 Laubenheimer Höhe Mainz 90 0,595 13 3 

  Summe 897    

Sandstein 

5226/2 Sandsteinbr. Flonheim Alzey-Worms 44 0,88 18 2 

  Summe 44    

Schluff- und Tonstein 

4101 Sobernheim Bad Kreuznach 27  0,405 19 5 

  Summe 27    
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Zu G 95: Als Vorbehaltsgebiete für die Rohstoffsicherung werden im Einzelnen ausgewiesen und in der Raumord-
nungskarte dargestellt:  

LGB-Nr.  Name Kreis / kreisfreie 
Stadt 

Größe 
(ha) 

Eignung Konflikt-
wert 

Priorisie-
rung 

Betroffen-
heit 

Andesit 

4099/1 Andesitstbr. Hellberg Bad Kreuznach 12 0,79 13 2 FFH/VSG 

4102/2 Limbergskopf Bergen Birkenfeld 2 0,67 7 2 FFH/VSG 

4104/2 Niederwörresbach Birkenfeld 52 0,93 21 3 FFH/VSG 

4108/2 Bärweiler Bad Kreuznach 21 0,405 13 4 EE 

4115/1 o  Marta Bad Kreuznach 7 0,79 5 1 FFH/VSG an-

grenzend 

4115/2 Marta Bad Kreuznach 11 0,93 5 3 FFH/VSG 

6005/2 Berschweiler Birkenfeld 2 0,93 4 3 FFH/VSG 

  Summe 100     

Dachschiefer 

4085/2 E` Bundenbach Birkenfeld 30 0,88 18 2 FFH/VSG 

4088/1b o 
Tagebau Bocksberg/ 

Eschenbach 
Birkenfeld 11 1,00 10 2 

FFH/VSG an-

grenzend 

  Summe 41     

Kalkstein 

5216 SW` Ober-Flörsheim Alzey-Worms 36 0,435 2 3 FFH/VSG 

5237 NW` Ilbesheim Alzey-Worms 11 0,435 2 3 FFH/VSG 

5252/2 Laubenheimer Höhe Mainz 223 0,70 17 3 WSG 3a 

5253/2 Laubenheimer Höhe Mainz 5 0,595 13 3 EE 

6001/2 Gollenfels Bad Kreuznach 9 0,880 21 3 FFH/VSG 

5228/2 SE`Freimersheim Alzey-Worms 371 0,435 16 4 FFH/VSG; EE 

  Summe 655     

Kies und Sand 

4084 Im Schaftheu Bad Kreuznach 28 0,59 13 3 WSG 3a 

5204 Rheindürkheim, Hain-
böhl 

Worms 82 0,48 12 4 WSG 3 

5235/2 SE`Aspisheim Mainz-Bingen 13 0,575 10 3 EE/FFH/VSG 

5240/3 Sand-/ Kiesgrube Ge-
wann Permutt 

Alzey-Worms 93 0.67 20 4 WSG 3a/ 

FFH/VSG 

5256/2 Sandgrube St. Johann Mainz-Bingen 19 0,96 4 1 FFH/VSG 

5259/2 Sandgrube Aspisheim Mainz-Bingen 11 0,96 8 1 FFH/VSG 
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5244/3 Sand-/ Kiesgr. Altrhei-
ninnenbogem 

Alzey-Worms 27 0,79 17 2 FFH/VSG 

5261/1 Laurenziberg Mainz-Bingen 23 0,96 16 2 FFH/VSG 

5258/3 Oberhilbersh. Plateau Mainz-Bingen 30 0,785 12 2 FFH/VSG 

6003 Hamm Erweiterung Alzey-Worms 22 0,48 12 2 WSG 3a 

  Summe 348     

Quarzit 

5268/2 Quarzitbr. Waldalges-
heim 

Mainz-Bingen 7 0,82 12 2 FFH/VSG 

5269/2 Quarzitbr. Sooneck Mainz-Bingen 1762) 0,82 17 2 FFH/VSG 

  Summe 183     

Rhyolith 

4105/2 Bauwald I Bad Kreuznach 25 0,74 5 2 WSG 3a 

6004/2 Zuckerberg Bad Kreuznach 20 0,475 8 3 WSG 3a/ 
FFH/VSG 

  Summe 45     

Sandstein 

6000/2 Auf der Klaus, Antonius-
hof 

Bad Kreuznach 8 0,84 8 1 FFH/VSG 

  Summe 8     

 

LGB-Nr.  Name Kreis / kreisfreie 
Stadt 

Größe 
(ha) 

Eignung Konflikt-
wert 

Priorisie-
rung 

Betroffen-
heit 

Schluff- und Tonstein 

4097 N`Sobernheim Bad Kreuznach 34 0,405 13 4 WSG 3a/ 
FFH/VSG 

  Summe 34     

 
o) mit „o“ gekennzeichnete Rohstoffvorbehaltsgebiete sind aufgrund des Ergebnisses einer FFH-Erheblickeitsprüfung nicht 
als Vorranggebiete für den kurz- bis mittelfristigen Rohstoffabbau ausgewiesen. Ein zukünftiger Rohstoffabau ist damit 
jedoch nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Dieser Vorbehalt bedeutet im vorliegenden Fall in erster Linie die Notwendig-
keit, Vorkommen der Bechsteinfledermaus und mögliche bzw. notwendige Maßnahmen zum Schutz zu gegebener Zeit im 
Rahmen der notwendigen Zulassungsverfahren noch einmal genauer zu prüfen. 
 
1) Bei den Rohstoffsicherungsgebieten LGB.-Nr. 5196, 5201/2 und 5211/2 handelt es sich um Anpassungen infolge erfor-
derlicher einheitlicher Darstellungen in den Raumordnungsplänen Rhein-Neckar und Rheinhessen-Nahe im „Überlap-
pungsbereich“ der Stadt Worms. Im Falle der Rohstoffgebiete 5201/2 und 5211/2 ist die neue Kategorisierung insbeson-
dere auch durch eine starke Nachfragesituation somit auch fachlich begründet. Für das Gebiet 5196 ist die neue Kategori-
sierung jedoch ausschließlich durch die aus planungsrechtlichen Gründen einheitliche Darstellung begründet und kann 
daher rechnerisch nicht dem kurz- bis mittelfristigen Bedarf zugeschlagen bzw. dem Pool Vorranggebiete für die langfris-
tige Rohstoffsicherung entzogen werden. Die Hektar-Angabe für das Gebiet 5196 ist daher in Klammern gesetzt. Ebenso 
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sind zur Berücksichtigung dieses Umstandes die Summenwerte Kies und Sand in der Tabelle Vorranggebiete für den kurz- 
bis mittelfristigen Abbau und Vorranggebiete für die langfristige Rohstoffsicherung in Klammern gesetzt.  
 
2) Die Größe des Vorbehaltsgebietes 5269/2 bemisst sich nach Berücksichtigung des Oberbeckens des Pumpspeicherwer-
kes Trechtingshausen (Raumordnungsentscheid der SGD Süd vom 15.10.2014) in diesem Bereich auf ca. 176 ha.  
 

Als nachrichtliche Übernahme genehmigte Rohstoffabbauflächen werden in der Raumordnungskarte dar-
gestellt: 

LGB-Nr.  Name Kreis / kreisfreie Stadt Größe (ha) 

Andesit 

4098 Benkelberg Bad Kreuznach 17 

4099 Andesitsteinbr. Hellberg Birkenfeld 23 

4104 Niederwörresbach Birkenfeld 88 

6002 Hubertusruh Birkenfeld 20 

6005 Berschweiler Birkenfeld 28 

  Summe 176 

Dachschiefer 

5272 Schiefergrube Rhein Mainz-Bingen 33 

  Summe 33 

Kalkstein 

4078 Stromberg, Hundsfels Mainz-Bingen 12 

  Summe 12 

Kies und Sand 

4 Sommerloch Bad Kreuznach 1 

11 Gutenberg Bad Kreuznach 2 

5219 Sand- und Kiesgrube Eckelsheim Alzey-Worms 20 

4095 Hackenheim Bad Kreuznach 2 

5233 Aspisheim, Appelgarten Mainz-Bingen 3 

5234 Sprendlingen Am Kreuznacher Weg Mainz-Bingen 4 

5239 Eicher See Alzey-Worms 92 

5245 Sand- und Kiesgrube Talauensee Alzey-Worms 52 

5254 Ober-Ingelheim Mainz-Bingen 9 

5260 Flur 6 Dromersheim Mainz-Bingen 2 

 

 
 Summe 187 

Quarzit 



52 

LGB-Nr.  Name Kreis / kreisfreie Stadt Größe (ha) 

4081 Quarzitvorkommen Spabrücken Bad Kreuznach 3 

4086 Quarzitsteinbr. Kappelbach Birkenfeld 7 

5270 Hartsteinwerke Sooneck, Trechtingshausen Mainz-Bingen 29 

  Summe 39 

Quarzsand 

5213 Quarzsandgrube Kriegsheim Alzey-Worms 9 

6013 Quarzsandtagebau Laurenziberg Mainz-Bingen 5 

  Summe 14 

Rhyolith 

2 Frei-Laubersheim Bad Kreuznach 3 

5 Frei-Laubersheim Bad Kreuznach 1 

4100 Rhyolithsteinbr. Walthershecke Neubamberg Bad Kreuznach 45 

  Summe 49 

 

 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu Z 92-94 und G 95: 
Unterschiedliche Rohstoffe werden für vielfältige Bereiche, wie Elektronik, Bauen und Infrastruktur benötigt und sind für 
die Herstellung unzähliger Produkte, wie beispielsweise Glas, Keramik und Elektrokabel erforderlich. Für heutige und zu-
künftige Generationen ist daher die Sicherung der Rohstoffversorgung ein wesentlicher Bestandteil der Daseinsvorsorge. 
Der Landes- und Regionalplanung kommt die Aufgabe der vorsorgenden Rohstoffsicherung für regional- und teilweise 
auch überregional bedeutsame Rohstoffe bezogen auf kurz- bis mittelfristige und langfristige Planungshorizonte zu. Im 
ROP erfolgt als Ergebnis des Pilotprojektes „Nachhaltiges Rohstoffsicherungskonzept“ eine inhaltliche, räumliche und zeit-
liche Differenzierung der Instrumente der Regionalplanung durch vier regionalplanerische Sicherungskategorien.11 
u Z 92:  
Es handelt sich um Rohstoffpotenzialflächen, welche im Gültigkeitszeitraum des regionalen Raumordnungsplanes (10-15 
Jahre)12 für den Abbau gesichert werden. Sie dienen der Sicherung von Rohstofflagerstätten, welche für einen kurz- bis 
mittelfristigen Zeitraum für die Rohstoffversorgung von Bedeutung sind. Vorranggebieten für den kurz- bis mittelfristigen 
Rohstoffabbau bieten abbauenden Rohstoffunternehmen Sicherheit und Erweiterungsmöglichkeiten für bestehende Ab-
bauvorhaben, sowie interessierten Rohstoffunternehmen die Möglichkeit eines Neuaufschlusses. 
 
Zu Z 93:  
Es handelt sich um abbauwürdige Rohstofflagerstätten. Sie sind in das Sicherungskonzept eingebunden, um Rohstoffbe-
darfe über den Planungshorizont des Regionalplanes für ca. 20-30 Jahre und länger13 zu sichern. Da für die Rohstoffgewin-
nung lange Planungszeiträume und Genehmigungsverfahren erforderlich sind, werden hierfür besonders geeignete Ge-
biete bereits im aktuellen ROP gesichert.  
 
 
Zu Z 94:  

 
11 Siehe hierzu auch Abschlussbericht „Pilotprojekt Nachhaltiges Rohstoffsicherungskonzept“ vom Juni 2015 
12 Die Mengenzielwerte zur Bestimmung der Flächenkulisse durch das LGB berücksichtigen aufgrund eines fehlenden Rohstoff-
Monitorings dabei nicht die bereits genehmigten, noch unverritzten Rohstoffpotenziale. 
13 Die Mengenzielwerte zur Bestimmung der Flächenkulisse durch das LGB berücksichtigen aufgrund eines fehlenden Rohstoff-
Monitorings dabei nicht die bereits genehmigten, noch unverritzten Rohstoff-potenziale. 
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Es handelt sich um Rohstofflagerstätten, für die teilweise noch weitere Erkundungen für die räumliche Konkretisierung 
eines Rohstoffabbaus vorgenommen werden müssen oder um solche, die mit anderen Raumfunktionen überlagert sind, 
welche eine Inanspruchnahme für die Gewinnung von Rohstoffen nach heutigen Umweltmaßstäben nicht zulassen. Wegen 
der generellen Standortgebundenheit der Rohstoffe sollen solche Rohstoffpotenziale jedoch in der räumlichen Planung 
verankert werden. In diesen Gebieten sollen möglichst keine raumbedeutsamen baulichen Maßnahmen oder Vorhaben 
etabliert werden, welche mit der langfristigen Rohstoffsicherung nicht in Einklang gebracht werden können.  
 
Zu G 95: Es handelt sich um Rohstoffpotenzialflächen, für die auf regionalplanerischer Ebene aufgrund der Überlagerung 
mit spezifischen raumbedeutsamen Umweltbelangen derzeit eine Letztabwägung nicht möglich ist.  
 
Die Neueinführung der Ziele der Rohstoffsicherung sollen nach 5-jähriger Erprobungszeit evaluiert und auf ihre Tragfähig-
keit geprüft werden. Nach Ablauf der Erprobungszeit kann mit Beschluss der Regionalvertretung auf Grund neuer Erkennt-
nisse eine Teilfortschreibung des Kapitels erfolgen. 
 
Hinweis:  
Umgang mit genehmigten Abbaugebieten 
Genehmigte Abbaugebiete sind, sofern diese Gebiete nicht mit einem FFH-, Vogelschutz- oder Wasserschutzgebiet über-
lagert sind, Bestandteil der Vorranggebietskulisse für den kurz- bis mittelfristigen Rohstoffabbau. 
Soweit ein Konflikt mit einem FFH-, Vogelschutz- oder Wasserschutzgebiet besteht, werden sie nachrichtlich übernommen. 
 
Raumverträglichkeit und Nachhaltigkeit 
Grundlage für die Ermittlung von abbauwürdigen und nach Umwelterwägungen geeigneten Rohstoffpotenzialflächen sind 
die Ergebnisse des Modellprojektes "Nachhaltiges Rohstoffsicherungskonzept". Dieses Konzept wurde in einem umfassen-
den Dialog und fachlichen Austausch mit den regionalen Akteuren mit dem Ziel entwickelt, eine raumverträgliche und 
nachhaltige Rohstoffsicherung auf Ebene der Regionalplanung zu verankern. In der Methodik sind rohstoffspezifische und 
umweltrelevante Aspekte jeweils über einen fachlichen Kriterien-Katalog ermittelt. Transparente rohstoffspezifische Kri-
terien, wie Qualitäten und Eignungen, sowie Umweltkriterien (Raumwiderstandskriterien) ermöglichen eine sachliche Ba-
sis für einen Interessensausgleich und eine ausgewogene Rohstoffsicherung. Es wird hier auf den Endbericht des Rohstoff-
sicherungskonzeptes verwiesen14. Bezüglich der Nachhaltigkeit der Rohstoffsicherung wurden die Bereiche Energie/Trans-
porte, Wertschöpfung in der Region, Rohstoffsubstitutionspotenziale, die Zuführung qualitativ hochwertiger Rohstoffe für 
die hochwertige Veredelung, sowie Folgenutzungen beleuchtet. Oberflächennahe Rohstoffe sind standortgebundene, 
räumlich und mengenmäßig begrenzte und damit nicht vermehrbare Ressourcen. Abbau, Transport und Aufbereitung sind 
mit hohem Energieaufwand verbunden. Mit Blick auf die langfristige Daseinsvorsorge von Bevölkerung und Wirtschaft ist 
das Sicherstellen einer möglichst langfristigen Verfügbarkeit von großer Bedeutung. Ein sparsamer Umgang mit Rohstoffen 
sowie eine möglichst hohe Quote von Substitutions- und Recyclingmaterialien spielen hierbei eine wichtige Rolle.  
 
Folgenutzungen – Fortführung des Dialoges  
Mit dem Rohstoffabbau ist zwangsläufig immer, eine zumindest zeitweise Umwandlung der Kulturlandschaft verbunden. 
Für die Raumverträglichkeit bzw. die Nachhaltigkeit und die Akzeptanz des Rohstoffabbaus sind Folgenutzungen, unter 
Berücksichtigung zeitnaher oder mit dem Abbau parallel zuführbarer Nutzungen von Teilflächen, ein wichtiges Thema. 
Hier gibt es grundsätzlich ein breites Spektrum von möglichen Folgenutzungen. Sie sollen in lokale und regionale Entwick-
lungsvorstellungen eingebunden werden. Auf der Grundlage qualifizierter Konzeptionen können Folgenutzungen Entwick-
lungsimpulse geben. Eine Verbesserung der Akzeptanz dieser Konzeptionen lässt sich durch Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger erzielen. Konkrete Festlegungen für Folgenutzungen werden im Regionalplan nicht getroffen. Die möglichen 
Folgenutzungen können im konkreten Fall zu gegebener Zeit mit den Kommunen, den fachlich berührten Stellen und auch 
den Bürgerinnen und Bürgern gemeinsam erarbeitet werden.  
 
Hochwertige Veredelung von hochwertigen Rohstoffen 
Nachhaltige Rohstoffsicherung bedeutet auch, hochwertige Rohstoffe nur für die ihrem Wert angemessenen Nutzungen 
zu verwenden. So sollten beispielsweise hochwertige Quarzsande nicht in Pflasterfugen eingebaut werden, wenn speziell 
die Glas- und Keramikindustrie auf hochwertige Quarzsande angewiesen ist. Im Hinblick auf die Ressourcenschonung be-
darf es daher außerhalb der regionalplanerischen Festlegungen einer weiterführenden Diskussion, wie sie im Bündnis 
„Kreislaufwirtschaft Bau“ zwischen der Landesregierung, den kommunalen Spitzenverbänden und der Bauwirtschaft seit 
2012 gelebt wird. 

 

Hinweise zu den Tabellen Z 92-94 und G 95: 

 
14Siehe hierzu auch Abschlussbericht „Pilotprojekt Nachhaltiges Rohstoffsicherungskonzept“ vom Juni 2015 
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Eignung 
Die Bewertung der Eignung der Rohstoffpotenzialflächen wurde nach einem Vorschlag des LGB ermittelt, der den Erkun-
dungsgrad, den Abbaustatus, die Qualität und die Einzigartigkeit bzw. Seltenheit der Rohstoffe bewertet und gewichtet. 
Als Ergebnis wird der Grad der Eignung der Rohstoffpotenzialflächen als Zahl ermittelt, die zwischen 0,3 (gering) und 1 
(hoch) liegen kann.  
 
Konfliktwert 
Die unterschiedlich gewichteten Raumwiderstandskriterien – RWK II mit Gewichtungsfaktor 2 sowie RWK III mit Gewich-
tungsfaktor 1 – ermöglichen, die Betroffenheit der Schutzgüter zu ermitteln. Die sich aus der Betroffenheit ergebenden 
Konfliktwerte werden über alle Schutzgüter hinweg addiert und geben so Auskunft über den Raumwiderstand der einzel-
nen Rohstoffpotenzialflächen für Rohstoffabbau/-sicherung (differenziert nach Rohstoffart) – als eine Grundlage der Prio-
risierung der Flächen. 
 
Priorisierung 
Bei der Priorisierung geht es darum, die Rohstoffpotenzialflächen in eine Rangfolge zu bringen. Dies setzt die Kenntnis der 
Eignung der Rohstoffpotenzialflächen, aber auch der Raumverträglichkeit bzw. des Raumwiderstands voraus. Es werden 
hier also zwei Eingangsgrößen – Raumverträglichkeit und Eignung – „verarbeitet“. Die „Priorisierungsmatrix“ stellt die er-
mittelten Konfliktwerte nun der Eignung für alle Rohstoffarten gegenüber. Dieses neue Vorgehen führt zu einer besser 
ausbalancierten Bewertung der Rohstoffpotenzialflächen als dies bei einer Bewertung nur auf Basis der Raumverträglich-
keit möglich wäre. 
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3.10 Freizeit, Erholung und Tourismus, Kulturlandschaften 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 
 
 

4 Verkehr und technische Infrastruktur 

4.1 Verkehr 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 
 

4.2 Telekommunikation und Postdienste 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
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4.3 Energieversorgung 

Windenergie 

G 161 In der Region soll die Erschließung und die Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere 
Windkraft, Sonnenenergie, Wasserkraft, Geothermie sowie Biomasse, verstärkt ausgebaut 
angestrebt werden. Den damit verbundenen Erfordernissen soll im Rahmen der städtebau-
lichen Planungen und der Infrastrukturfachplanungen Rechnung getragen werden. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 161: 
Mit dem Beschluss der Bundesregierung den Atomausstieg bis zum Jahr 2022 zu vollziehen und den avisierten landespoli-
tischen Zielen, den Anteil der Erneuerbaren Energien am gesamten Stromverbrauch bis zum Jahr 2030 bilanziell auf 100 % 
zu erhöhen, wird deutlich, dass diese Ziele nur mit einem ganzheitlichen und umsetzungsfähigen Handlungskonzept für 
die kommenden Jahrzehnte zu erreichen sind.  
 
Aufgrund der naturräumlichen Gegebenheiten spielt die Nutzung von Wasserkraft sowie Geothermie, auch unter An-
nahme weiterer technologischer Fortschritte, in der Region Rheinhessen-Nahe auf absehbare Zeit wohl eine untergeord-
nete Rolle. Vorrangig wird die Nutzung von Windenergie, Biomasse und Sonnenenergie von Bedeutung sein. Ziel ist es, 
diese Potenziale entsprechend den regionalen Gegebenheiten im Sinne einer nachhaltigen Energieversorgung und im Ein-
klang mit den anderen öffentlichen Belangen bestmöglich zu nutzen. 

G 162 Leitungen aller Spannungsebenen und den zugehörigen Umspannwerken sollen im Zuge des 
Ausbaus erneuerbarer Energien, soweit erforderlich, entsprechend ausgebaut werden.  

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 162:  
Die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Energiequellen in das Netz ist insbesondere bei Wind- und Sonnenenergie 
teilweise erheblichen Schwankungen unterworfen. Bei weiter steigendem Anteil erneuerbarer Energien an der Energie-
versorgung sind hier die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die Netzsicherheit sowie die notwendige Kapazität ge-
währleisten zu können. Der Ausbau von Erzeugungsanlagen auf Basis erneuerbarer Energien bedingt zum einen die Errich-
tung von Anschlussleitungen der Anlagen an das Leitungsnetz. Zum anderen werden in den vorhandenen Netzen Verstär-
kungsmaßnahmen notwendig, um die Netzverhältnisse innerhalb der zulässigen Grenzen zu halten. 
 

GN 162a Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen kreisangehörigen und kreis-
freien Städte sollen Klimaschutzkonzepte aufstellen, die insbesondere eine kommunale 
Wärmestrategie- und Energieplanung beinhalten sollen. Dazu soll auch der Einsatz von 
effizienten Nahwärmenetzen wie zum Beispiel kalte Nahwärmenetze oder kompakte Mik-
ronetze auf der Basis erneuerbarer Energiequellen und hier insbesondere die Absicherung 
auf kommunaler Ebene geprüft werden. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 162a: 
Die zu erstellenden Klimaschutzkonzepte sollen als wichtige Grundlage zu Erreichung der Klimaschutzziele und des damit zu-
sammenhängenden Handlungsbedarfs dienen. Deshalb wird empfohlen, dass die Träger der Bauleitplanung Klimaschutzkon-
zepte aufstellen. Dabei sollen sich die Kommunen besonders mit dem Einsatz von Nahwärmenetzen und ihrer Wirtschaftlichkeit 
auseinandersetzen. Die Klimaschutzkonzepte der kommunalen Ebene ergänzen die räumlichen Nutzungskonzepte der Pla-
nungsgemeinschaften. Eine Verpflichtung der Kommunen, solche Konzepte zu erstellen, besteht nicht. 

 

Windenergie 
Die Ziele und Grundsätze zur Windenergie (Z 163 – G 167) werden im Rahmen der 4. Teilfortschreibung 
ROP überarbeitet.  
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Photovoltaik 

G 168 Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen flächenschonend, insbesondere auf zivilen und mili-
tärischen Konversionsflächen, entlang von linienförmigen Infrastrukturtrassen sowie auf er-
tragsschwachen, artenarmen oder vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen errichtet wer-
den.  

Z 169 Die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen ist in der Kernzone und dem Rahmenbe-
reich des UNESCO-Welterbegebietes „Oberes Mittelrheintal“ ausgeschlossen.  

G 169a Der regionale Raumordnungsplan weist Vorbehaltsgebiete für die Photovoltaiknutzung, ins-
besondere entlang linienförmiger Infrastrukturtrassen und auf ertragsschwachen Böden, 
aus. Innerhalb dieser Vorbehaltsgebiete wird der Nutzung der Solarenergie zur Erzeugung 
von Strom gegenüber anderen konkurrierenden Nutzungen, insbesondere gegenüber der 
Landwirtschaft, ein besonders hohes Gewicht eingeräumt. Die Träger der Bauleitplanung sol-
len die Entwicklung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen innerhalb der ausgewiesenen Vor-
behaltsgebiete konzentrieren und können diese räumlich weiter konkretisieren. 

Z 169b Zum Schutz des Landschaftsbildes und zur Vermeidung lokalräumlich starker Eingriffe in die 
Landwirtschaft gilt für Freiflächen-Photovoltaikanlagen eine maximale Größe von 50 ha. 
Standorte, die weniger als 1 km voneinander entfernt sind, werden dabei als ein Standort 
betrachtet. 

GN 169c Durch ein regionales und landesweites Monitoring soll die Überplanung und Nutzung von 
Ackerflächen für den Bau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen beobachtet werden. 

Z 169d Soweit Agri-Photovoltaik-Freiflächenanlagen innerhalb von landwirtschaftlichen Vorrangge-
bieten errichtet werden sollen, ist dies raumordnerisch mit einem Vorranggebiet für Land-
wirtschaft nur vereinbar, wenn eine möglichst uneingeschränkte Landbewirtschaftung für 
die Dauer der auf maximal 40 Jahre begrenzten Agri-Photovoltaik-Nutzung durchführbar ist 
und eine Alternativenprüfung innerhalb der jeweiligen Ortsgemeinde erfolgt ist. In jedem 
Einzelfall ist ein landwirtschaftliches Nutzungskonzept seitens des Antragstellers bei der Ge-
schäftsstelle der Planungsgemeinschaft vorzulegen, die hierzu eine Stellungnahme der Land-
wirtschaftskammer einholt. Dabei sind die Anforderungen nach DIN SPEC 91434 (Stand: Mai 
2021) zugrunde zu legen. Im Rahmen einer raumordnerischen Vereinbarung sind die Anfor-
derungen an die Landbewirtschaftung, die zeitliche Nutzungsdauer, mögliche Verlänge-
rungsoptionen und die Rückbauverpflichtung der Agri-Photovoltaik vertraglich festzulegen. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 168: 
Auch bei der Errichtung von großflächigen Photovoltaikanlagen soll dem Gedanken des sparsamen Umgangs mit Grund und Bo-
den sowie der Berücksichtigung von Schutzaspekten Rechnung getragen werden. Daher kommen insbesondere zivile und militä-
rische Konversionsflächen sowie ertragsschwache, artenarme oder vorbelastete Ackerflächen und Grünlandflächen als Standorte 
in Betracht. Durch naturverträgliche und biodiversitätsfreundliche Ausgestaltung der Freiflächen-Photovoltaikanlagen, die nur 
eine geringe oder gar keine Eingriffskompensation erforderlich macht, kann dem Gedanken des Flächensparens ebenfalls Rech-
nung getragen werden. Auch die Nutzung von Deponieflächen kann in Frage kommen. 
 
Hinweise zu artenarmen Acker- und Grünlandbiotopen lassen sich aus der Kartieranleitung der Biotoptypen in Rheinland-Pfalz 
ableiten, die im Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz (LANIS) unter „Fachinformationen 
Biotope“ zu finden ist. Gesetzlich geschützte Biotope sind stets artenreich und zählen daher nicht zu den artenarmen Biotopty-
pen. Hinweise zur Ertragsschwäche lassen sich z. B. auch aus der Bodenmesszahl ableiten. Als Kennzahl ist hierzu die Ertrags-
messzahl (EMZ) gemäß § 9 des Bodenschätzungsgesetzes vom 20.12.2007, zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes vom 
26.11.2019 heranzuziehen. Die landesweite durchschnittliche EMZ liegt bei ca. 35. Entsprechend kann landesweit davon ausge-
gangen werden, dass Flächen mit einer EMZ kleiner als 35 tendenziell ertragsschwächer sind. 
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Großflächige Photovoltaikanlagen, die im Außenbereich als selbstständige Anlagen errichtet werden sollen, sind nach dem gel-
tenden Baugesetzbuch (BauGB) grundsätzlich nur im Rahmen der gemeindlichen Bauleitplanung zulässig. Eine Ausnahme gilt 
lediglich für den 200 m-Korridor beidseits von Autobahnen und mehrgleisigen in Betrieb befindlichen Eisenbahnstrecken. Auf-
grund der baurechtlichen Privilegierung soll der Photovoltaiknutzung in diesen Korridoren der Vorrang Landwirtschaft (vgl. Z 83) 
nicht entgegenstehen.  
 
Zu Z 169: 
Wegen des besonderen Wertes der Unversehrtheit und Authentizität des UNESCO-Welterbegebietes „Oberes Mittelrheintal“ 
müssen dessen Kernzone und die Rahmenbereiche nicht nur von Windenergieanlagen, sondern auch von Freiflächen-Photovol-
taikanlagen freigehalten werden.  
 
Zu G 169a: 
Die ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete für Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen die Voraussetzungen für Flächen schaffen, die 
als wichtiger Beitrag zum Erreichen der vorgenannten energiepolitischen Zielsetzungen des Landes dienen. Vorbehaltsgebiete 
werden auf Grundlage eines Kriterienkataloges und nach Abwägung mit sonstigen raumbedeutsamen Erfordernissen ausgewie-
sen. 
 
Für die Nutzung der Solarenergie sind grundsätzlich in großem Umfang Dachflächen vorhanden. Ihre konsequente Nutzung ist 
aber auf Bestandsgebäuden gesetzlich nicht eingefordert, weshalb ihr zukünftiger Beitrag zur Stromerzeugung nur bedingt zu-
verlässig zu prognostizieren ist. Daher ist nach Maßgabe des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) und des LEP IV die zusätzliche 
Freirauminanspruchnahme für Freiflächen-Photovoltaikanlagen zur langfristigen Sicherung der Stromversorgung auf Basis erneu-
erbarer Energien erforderlich. Die diesbezüglich notwendige Freirauminanspruchnahme beansprucht im Wesentlichen jedoch 
Flächen, welche landwirtschaftlich zur Erzeugung von Nahrungsmitteln und Rohstoffen benötigt und genutzt werden. Hiermit 
sind zwangsläufig räumliche Nutzungskonflikte verbunden. Es ist daher Aufgabe der Raumordnung, die notwendigen Inanspruch-
nahmen von Freiflächen für die Stromerzeugung mit der erforderlichen landwirtschaftlichen Nutzung von Acker- und Grünland-
flächen unter Berücksichtigung der regional unterschiedlichen naturräumlichen Gegebenheiten für die Landwirtschaft in Einklang 
zu bringen. Dem wird bei der Ausweisung von Vorbehaltsgebieten für Freiflächen-Photovoltaikanlagen durch eine geeignete Kon-
zeption Rechnung getragen. So kommen beispielsweise Gebiete mit Dauer- und Sonderkulturen grundsätzlich nicht für Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen in Betracht. Landwirtschaftlich genutzte Flächen mit hohen Ertragsmesszahlen werden geschont. Vor-
behaltsgebiete für Freiflächen-Photovoltaikanlagen werden abseits der Infrastrukturtrassen nur auf Ackerflächen ausgewiesen, 
wenn die Flächen die landesweit durchschnittliche Ertragsmesszahl von 35 unterschreiten sowie sonstige entgegenstehen Erfor-
dernisse der Raumordnung in einem Gebiet nicht vorliegen. 
 
Darüber hinaus sollen Vorbehaltsgebiete für Photovoltaik bevorzugt entlang linienförmiger Infrastrukturen (Autobahnen, Eisen-
bahnstrecken) in einem beidseitigen 500 m-Korridor erfolgen zwecks räumlicher Lenkung in vorbelastete Räume bei gleichzeitiger 
Schonung des übrigen Freiraumes. Ausnahmsweise gelten hier die vorgenannten Kriterien der Ertragsmesszahl < 35 nicht, da 
ansonsten eine raumstrukturell sinnvolle Lenkung und Bündelung der Freiflächen-Photovoltaikanlagen nicht erreicht werden 
kann. Vorranggebiete für Landwirtschaft bleiben jedoch auch innerhalb der Trassenkorridore von Standorten für Freiflächen-
Photovoltaik ausgenommen, sofern die Ertragsmesszahl > 35 ist. Auf die Ausnahmeregelung innerhalb des 200 m-Korridors in Z 
83 wird an dieser Stelle verwiesen. 
 
Grundsätzlich ist ferner zu beachten, dass die regionalen Grünzüge in den Vorbehaltsgebieten den Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen nicht entgegenstehen (vgl. Z 53 a). 
 
Zu Z 169b: 
Einige der festgelegten Vorbehaltsgebiete erreichen eine Größe deutlich über 50 ha. Eine Verkleinerung dieser Gebiete würde 
jedoch die Nutzungsflexibilität verringern, weil im Voraus nicht bekannt ist, an welchen Stellen seitens der Eigentümer ein Inte-
resse an einer Photovoltaiknutzung besteht. Aber auch außerhalb der Vorbehaltsgebiete ist ein fehlende Größensteuerung der 
Photovoltaiknutzung kritisch zu sehen. Ausschlaggebend ist der hohe Verlust an fruchtbaren Ackerflächen. Zudem werden der 
örtlichen Landwirtschaft punktuell sehr viele Flächen entzogen, was Pächter in eine Existenz bedrohende Lage bringen kann. Auch 
die Eingriffe in das Landschaftsbild können erheblich sein. Daher wird eine Flächenobergrenze von 50 ha gesetzt. Da manche 
Flächen in enger Nachbarschaft zueinander liegen, erfordert dies zugleich die Festlegung eines Mindestabstandes. Sofern Flächen 
in weniger als 1 km Entfernung zueinander liegen, werden diese wie eine Fläche behandelt und müssen bei summarischer Be-
trachtung die Flächenobergrenze einhalten. 
 
Zu GN 169c: 
Im Rahmen der Bauleitplanung ist zu berücksichtigen, dass der Landwirtschaft die Grundlagen der Bewirtschaftung durch eine 

Begrenzung der Nutzung von Ackerflächen erhalten werden sollen. Bei der Planung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen 

daher im Rahmen der Abwägung landwirtschaftliche Belange angemessen berücksichtigt werden. Landesweit soll die Nutzung 

von Ackerflächen für den Bau von weiteren Freiflächen-Photovoltaikanlagen (Stichtag: 31.12.2020) auf 2 Prozent begrenzt wer-

den, wobei in einzelnen Kommunen auch mehr als 2 Prozent in Anspruch genommen werden können, solange dies mit den Be-

langen der örtlichen Landwirtschaft vereinbar ist. 
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Zu Z 169d: 
Agri-Photovoltaik-Freiflächenanlagen (Agri-PV) lassen sich bereits gegenwärtig mit bestimmten landwirtschaftlichen Kulturen 

vereinbaren, ohne dass es zu nennenswerten Ertragseinbußen kommt. Im Zuge der technischen Weiterentwicklung der Agri-

Photovoltaik ist davon auszugehen, dass es künftig noch besser gelingen wird diese mit den Erfordernissen der Landwirtschaft in 

Einklang zu bringen. Daher wird Agri-Photovoltaik in Vorranggebieten für Landwirtschaft nicht generell ausgeschlossen. Jedoch 

ist diese raumordnerisch mit einem Vorranggebiet für Landwirtschaft nur vereinbar, wenn eine möglichst uneingeschränkte Land-

bewirtschaftung durchführbar ist. Die Beurteilungsgrundlage hierfür stellt die DIN SPEC 91434 (Agri-PV – Anforderungen an die 

landwirtschaftliche Nutzung) dar. 

Bei Sicherstellung einer uneingeschränkten Landbewirtschaftung für die zeitlich auf maximal 40 Jahre zu begrenzende Agri-PV-

Nutzung auf raumordnerisch-vertraglicher Basis ist im Sinne von § 6 Abs. 2 ROG die raumordnerische Vertretbarkeit zu bejahen. 

Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, wären auch die Grundzüge der Planung nicht berührt. Grundlage für die raumordneri-

sche Vereinbarung ist ein landwirtschaftliches Nutzungskonzept entsprechend der Vorgaben der DIN SPEC 91434. Dieses ist bei 

der Geschäftsstelle der Planungsgemeinschaft einzureichen, die hierzu eine Stellungnahme der Landwirtschaftskammer einholt. 

Darüber hinaus sind in der Vereinbarung die zeitliche Nutzungsdauer und die Rückbauverpflichtung seitens des anlagenbetriebers 

zu regeln. Es besteht die Möglichkeit Verlängerungsoptionen über den zeitlichen Rahmen von 40 Jahren hinaus einzuräumen. 
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Tabelle 3: Vorbehaltsgebiete Photovoltaik nach Gebietskörperschaft 

 

Nr. Bezeichnung Verbandsgemeinde/n (VG) oder 
Stadt 

Fläche (in 
ha) 

01 Guntersblum Rhein-Selz 45 

02 Bingen Bingen am Rhein 75 

04 Stromberg / Roth / Waldalgesheim / Waldlaubersheim  Langenlonsheim-Stromberg 63 

05 Alsheim / Mettenheim / Osthofen Eich, Wonnegau 199 

08 Raumbach Nahe-Glan 32 

10 Hennweiler-Ost Kirner Land 27 

11 Hennweiler-Süd Kirner Land 21 

13 Schwerbach / Oberkirn Herrstein-Rhaunen 52 

14 Oberkirn / Hausen Herrstein-Rhaunen 73 

15 Gösenroth Herrstein-Rhaunen 31 

16 Hottenbach-Ost Herrstein-Rhaunen 25 

17 Hottenbach-West Herrstein-Rhaunen 24 

18 Breitenthal Herrstein-Rhaunen 35 

19 Niederhosenbach / Herrstein Herrstein-Rhaunen 25 

20 Schauren Herrstein-Rhaunen 21 

21 Kempfeld / Schauren Herrstein-Rhaunen 25 

24 Heimbach Baumholder 65 

25 Ruschberg Baumholder 20 

26 Gimbweiler Birkenfeld 33 

27 Dienstweiler Birkenfeld 27 

28 Kronweiler / Rimsberg Birkenfeld 23 

29 Jeckenbach Nahe-Glan 23 

30 Schmittweiler Nahe-Glan 26 

31 Bad Sobernheim / Ippenschied Nahe-Glan 58 

32 Dickesbach Herrstein-Rhaunen 25 

33 Freimersheim Alzey-Land 26 

34 Wörrstadt Wörrstadt 26 

35 Bruchweiler Birkenfeld 28 

36 Lonsheim Alzey-Land 27 

37 Kettenheim Alzey-Land 25 

 Summe Fläche gesamt 1205 
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Karte 20: Vorbehaltsgebiete Photovoltaik 
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Wasserkraft 

G 170 Die vorhandenen Wasserkraftanlagen in der Region sollen, soweit dies wasserwirtschaftlich 
und ökologisch vertretbar ist, erweitert und optimiert werden. 

GN171 Die vorhandenen Potenziale der Wasserkraft, insbesondere bei Kleinwasserkraftwerken und 
im Zusammenhang mit alten Wasserrechten, sollen, soweit dies wasser- und fischereiwirt-
schaftlich und ökologisch vertretbar ist, erschlossen werden. 15 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 170: 
Querbauwerke beeinträchtigen die natürliche Flussdynamik und können Hindernisse für Fische und andere Lebewesen auf 
ihren, der Arterhaltung dienenden Wanderungen, darstellen. Bei der Wasserkraftnutzung sind daher die Vorgaben der 
europäischen Wasserrahmenrichtlinie (insbesondere in Bezug auf Lebensraumerhaltung, Durchgängigkeit und Fisch-
schutz) zu beachten. 
 
Zu GN 171: 
Für die Region Rheinhessen-Nahe ist ein technisches Ausbaupotenzial in einer Größenordnung von rund 5 Mio. kWh/a 
geschätzt worden. Bei Ausschöpfung der technisch-wirtschaftlich möglichen Potenziale könnte die Wasserkraft in der Re-
gion zukünftig 18.600 MWh/a elektrische Energie erzeugen und damit 0,42 % des Gesamtstrombedarfs der Region decken.  
 
 

Biomasse 

G 172 Die Nutzung von Biomasse als vielseitig einsetzbarer Energieträger soll als Beitrag zur Stär-
kung regionaler Wirtschaftskreisläufe und zur nachhaltigen CO2-neutralen Energieversor-
gung ausgebaut werden. Beim Einsatz von Biomasse soll die ökologische Verträglichkeit ge-
prüft werden. 

Begründungen und Erläuterungen: 

Zu G 172: 
Die Nutzung von Biomasse leistet einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und zur Reduktion des CO2-Ausstoßes. Sie 
schafft Arbeitsplätze im ländlichen Raum und stärkt regionale Wirtschaftskreisläufe nachhaltig.  

Biomasse kann als fester, flüssiger oder gasförmiger Energieträger zur Bereitstellung von Wärme, zur Stromerzeugung 
oder als Kraftstoff eingesetzt werden. In der Region Rheinhessen-Nahe kann der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Primärenergieverbrauch durch den Einsatz von Biomassen deutlich erhöht werden. Durch die technologische Entwicklung 
besteht die Möglichkeit, die erzeugten Gasmengen in die regionalen und städtischen Gasversorgernetze einzuspeisen. Die 
Erzeugung von Strom aus Biomasse fällt wie die Windenergienutzung und die Solarenergie in den Anwendungsbereich des 
erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG). 

 
15 vgl. LEP IV, Kap. 5.2.1, Z 167, S. 160, einschließlich Begründung/Erläuterung (S. 162) 
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III Gender-Check  

Das Gender-Check wird im Zuge der 3. Teilfortschreibung ROP nicht angepasst. 
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Anlage 1: Gemeindefunktionen und Wohnbauflächenbedarfsparameter / -werte 
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1
 Verflechtungsbereiche / Raumstruktur = Mittelbereiche nach LEP IV und Nahbereiche nach ROP 2014, HVB = Hoch verdichteter Raum , VBK = Verdichtete Bereiche 

mit konzentrierter Siedlungsstruktur , VBD = Verdichtete Bereiche mit disperser Siedlungsstruktur , LBK= Ländliche Bereiche mit konzentrierter Siedlungsstruktur und 
Zentrale Orte und Gemeinden mit besonderer Funktionszuweisung : OZ = Oberzentrum , MZ = Mittelzentrum , GZ = Grundzentrum,  W = Schwerpunkt Wohnen, G = 
Schwerpunkt Gewerbe,  k= kooperierend   
 
2
 Grundwert für HVB: OZ/MZ und GZ = 3,6, W-Gemeinde = 3,2, Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung  = 2,4; 

Grundwerte für VBK: MZ = 3,6, GZ = 3,5, W-Gemeinden = 3,2, Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisun = 2,3;  
Grundwerte für VBD: MZ =3,6, GZ = 3,5, W-Gemeinden = 3,2, Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung = 2,2;  
Grundwerte für LBK: MZ = 3,3, GZ = 3,2, W-Gemeinden = 3,0, Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung = 2,0  
3
 Dichtewerte = durchschnittliche Zahl der Wohneinheiten je Hektar 

4 
Bevölkerungsvorausberechnung = Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für das Jahr 2030, Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Basisjahr 2017 

5 
Bedarf an Wohneinheiten für 15 Jahre = (Grundwert x Einwohner)/ 1000 x 15 

6 
Wohnbauflächenbedarfswerte für 15 Jahre = (Bedarfswert in Wohneinheiten) / (Dichtewert in Wohneinheiten je ha) x 15 Jahre. Werte sind auf 0,5 bzw. 0,0 ab- 

bzw.aufgerundet 
7 

Wohnbauflächenreserven im Außenbereich = in rechtswirksamen Flächennutzungsplänen dargestellte Wohnbauflächen (Datengrundlage RAUM+Monitor, Stand: 
07.07.2020). 
8 

Mischbauflächenreserven im Außenbereich = in rechtswirksamen Flächennutzungsplänen dargestellte Mischbauflächen (Datengrundlage: RAUM+Monitor, Stand: 
07.07.2020). Diese Flächenreserven sind aufgrund der gesetzlichen und landesplanerischen Anforderungen gem. § 1 Abs. 3 S. 1, Abs. 5 S. 2 und 3 i.V.m. § 1a Abs. 2 
BauGB sowie Z 31 LEP IV auf der Ebene der nachfolgenden städtebaulichen Planung bei der Prüfung der Erforderlichkeit im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB und bei der 
planerischen Abwägung gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a und Abs. 7, § 1a Abs.2, § 2 Abs. 4 BauGB i.V.m. Anlage 1 Nr. 2 b entsprechend dem diesen kraft Gesetzes und aufgrund 
der landesplanerischen Vorgaben objektiv zukommenden erhöhten Gewicht zu berücksichtigen bzw. zu 50% zum Ansatz zu bringen. 
 
* - Bei den Fusionsgemeinden wurden die Wohnbauflächenbedarfe zusammen addiert  
   -  Im Fall der Stadt Ingelheim hat die Regionalvertretung den Beschluss gefasst die Addition der Flächen (ehemals VG Heidesheim am Rhein und Stadt Ingelheim am 
Rhein) anzusetzen.  
** Wohnbauflächenreserven der VG Birkenfeld werden nicht mit RAUM+Monitor erfasst. Der angegebene Wert wurde von der VG mit Stand vom 20.05.2019 übermit-
telt. 
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